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"Naturkatastrophen - Schadensspirale ohne 

Ende?" 

Am 31 .12.1999 endete die von den Vereinten Nationen 
ausgerufene internationale Dekade zur Vorbeugung von 
Naturkatastrophen. Leider erwies sich gerade dieses letz­
te Jahr, zugleich Ausklang von Jahrhundert und Millenni­
um, als besonders katastrophenträchtig. Mehr als 14 
Katastrophen verursachten einen volkswirtschaftlichen 
Schaden von jeweils mehr als 1 Mrd. US-Dollar; bei Groß­
ereignissen waren mehr als 1.000 Todesopfer zu bekla­
gen. Die Gesamtzahl der Toten erreichte ebenfalls einen 
traurigen Höhepunkt. Nach Angaben der Münchener 
Rückversicherung (MunichRe), der weltweit größten 
Rückversicherung, stieg die Zahl auf ca . 100.000 Todesop­
fer an . Zum Vergleich : 1995: 24.000; 1996: 12.000; 1997: 
22.000; 1998: 50.000 Tote. Dabei ist zu beachten, dass es 
sich nur um annähernde Zahlen handelt, da beispielswei ­
se die Opfer von Dürren und Seuchen als Folge von Natur­
katastrophen nicht erfasst sind. 

Insgesamt wurden in den ausgehenden 10 Jahren des 
alten Jahrhunderts volkswirtschaftliche Schäden von 535 
Mrd. US-Dollar (inflationsbereinigt) verbucht. 

Die Naturkatastrophen vom August und November 
1999 (Erdbeben in der Türkei, die Überschwemmungen 
im Mai des letzten Jahres in Deutschland und der Schweiz 
sowie die W interstürme "Lothar" und "Martin" im 
Dezember 1999) sind uns Mitteleuropäern noch gut in 
Erinnerung. Die Schäden werden teilweise erst in den 
kommenden Jahren beseitigt sein . Dies beweist auch, 
dass Naturkatastrophen nicht nur eine Heimsuchung für 
die Entwicklungs- und Schwellenländer sind. 

Die Gründe für diese besorgniserregende Entwicklung 
liegen vor allem im anthropogenen Bereich . Viele Natur­
ereignisse sind "hausgemacht" . Das liegt einmal an den 
explodierenden Weltbevölkerungszahlen (1950: 2,5 Mrd., 
1970: 4 Mrd., 1999: 6 Mrd. Andererseits steigen die volks­
wirtschaftlichen Werte exorbitant an, und gerade in den 
Ballungsräumen treffen exponierte Bevölkerungszahlen 
und -wachstum mit konzentrierten Sachwerten von Bau­
ten, Infrastruktur und Produktionsstätten zusammen. Seit 
1950 stieg die Zahl der Millionenstädte von 83 auf 365 an; 
teilweise haben Agglomerationen zwischen 15 und 30 
Millionen Menschen und übertreffen damit die meisten 
aller Staaten an Einwohnerzahlen. 

Und die Ergebnisse des "Klimagipfels" von Rio de 
Janeiro 1992 haben längst nicht die Resultate gebracht, 
die Politiker beschlossen hatten. So stieg der den Treib­
hauseffekt verursachende (02-Ausstoß bis 1998 von 50 
auf 55 Prozent an . 

Insgesamt nimmt die Anfälligkeit moderner Industrie­
gesellschaften zu, und der Mensch beeinflusst erstmals in 
seiner Geschichte - wissenschaftlich und statistisch nach­
weisbar - seine natürliche Umwelt durch Übernutzung, 
Abholzung, Wasserverschwendung, Siedlungsexpansion 
und Klimaveränderung . 

Findet das alles weit weg von uns, quasi vor unserer 
Haustür statt, außerhalb unserer Einfluss- und Interes­
senssphäre ? 
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Mit Sicherheit nicht! Denn einmal werden die Versi­
cherungen und ihre Rückversicherungen bei steigenden 
Schäden an Dimension und Regulierungsaufwand die 
Versicherungsprämien und die Selbstbeteiligung 
erhöhen, um einen Teil des Risikos der Versicherungs­
branche an die Kunden weiterzugeben . Das wäre nur das 
Geld. Andererseits werden gewisse Risikogebiete über­
haupt nicht mehr versichert. Diese Naturkatastrophen, 
die häufig auch Quelle bewaffneter Konflikte sind, wer­
den Migrantenströme auslösen, weil Menschen aus Not 
und Armut endlich das "Paradies im Westen" (einschI. 
Nordamerika) erreichen wollen. Zunehmend kommen 
Schwarzafrikaner, nicht mehr nur Algerier, Marokkaner, 
Mauretanier als Flüchtlinge auf die Iberische Halbinsel. 
Das berührt, erfasst, beeinflusst unsere Gesellschaft, unse­
re Kultur, unseren Lebensraum. Und letztlich werden wir 
feststellen, dass Katastrophen- und humanitäre Hilfe 
nach Eintritt des Schadensereignisses - bisher werden 
über 95 Prozent aller Mittel der Not-, Sofort- und Flücht­
lingshilfe als Reaktion auf das Ereignis aufgebracht - wie 
ein Tropfen auf den heißen Stein wirken, ja oftmals nur 
vergebliche Zuwendungen bis zum nächsten Schadenser­
eignis sind. 

Die nach wie vor zu spät in Gang gekommene und 
unzureichend abgestimmte Katastrophenhilfe, das natio­
nale Versagen bei der Katastrophenabwehr und vor allem 
die mangelnde Vorbeugung und Vorsorge gegen Natur­
katastrophen werden uns noch teuer zu stehen kommen. 
Der Aufbau lokaler Katastrophenschutzstrukturen und 
die Reduzierung der Katastrophenanfälligkeit bleiben 
politisch und gesellschaftlich oft außer Betracht; eine 
nachhaltige Entwicklungszusammenarbeit - auf Präventi ­
on aufgebaut - ist weder national noch supranational 
feststell bar. 

So kann die Devise nur sein: 
"Think global - act local". 

Auch die Vereinten Nationen (VN) haben das erkannt. 
Am 22. Dezember 1999 - genau 10 Jahre nachdem die 
Generalversammlung der Vereinten Nationen die Dekade 
zur Katastrophenvorbeugung beschlossen hatte - verab­
schiedete dieses Gremium die Resolution AlC.2/54/L.44. 
Durch sie wird aus IDNDR nunmehr ISDR, das Programm 
..International Strategy for Disaster Reduction". Aus dem 
deutschen IDNDR-Komitee wurde ab 1. Januar 2000 das 
"Deutsche Komitee für Katastrophenvorsorge (DKKV)". 

Denn die alte Volksweisheit "Vorbeugen ist besser als 
heilen" ist das Prinzip der Katastrophenvorsorge. 

Damit sich nicht das fortsetzt, was Günter Grass anläss­
lich seiner Nobelpreis-Rede am 9. Dezember 1999 in 
Stockholm prophezeite: 

"Dem sich anhäufenden Reichtum antwortet die 
Armut mit gesteigerten Zuwachsraten. Der reiche Norden 
und Westen mag sich noch so sicherheitssüchtig abschir­
men und als Festung gegen den armen Süden behaupten 
wollen: Die Flüchtlingsströme werden ihn dennoch errei­
chen, dem Andrang der Hungernden wird kein Riegel 
standhalten . Davon wird in Zukunft zu erzähJen sein ." 

Dr. Horst Schättler 
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Einführung des Herausgebers 

Mit drei Beiträgen zur Proliferation 
von Massenvernichtungswaffen, Be­
drohung durch und Dislozierung von 
B- und C-Waffen sowie den organisa­
torischen Vorbereitungen von Ge­
sundheitsbehörden und Krankenhäu­
sern bei Epidemien und Terroranschlä­
gen mit B-Waffen wird die "Notfall ­
vorsorge" in dieser und der nächsten 
Ausgabe ein Themenfeld aufgreifen, 
das von der Politik verschwiegen und 
von der Verwaltung nicht zum Gegen­
stand von Sacherörterungen gemacht 
werden darf. Frei nach der Devise 
"Weil nicht sein kann, was nicht sein 
darf" gibt es nur wenige Vorsorge­
maßnahmen im Falle von epidemiolo­
gischen Gefahren oder von terroristi ­
scher Gewalt gegen Staat und Gesell -

schaft. Viele europäische Staaten, so 
der Biowaffenexperte der ehemaligen 
Sowjetunion, der Kasache Dr. Kanja­
tan Alibekov, tun jedoch nichts, um 
die Realität dieser Waffen zu verste­
hen (von denen es heute schon welche 
gibt - auch in der Dritten Welt), und 
unternehmen nichts, um sich vor 
ihnen zu schützen. 

Aber auch staatsbejahende Medien, 
so "Die Welt" am 9. Mai 2000, lassen 
Journalisten zu Wort kommen, die das 
drei Milliarden US-Dollar-Schutzpro­
gramm der USA in den vergangenen 
drei Jahren mit dem Lesen des "reißeri­
schen" Bestsellers COBRA von Richard 
Preston durch den amerikanischen Prä­
sidenten Bill Clinton begründen - als ob 
wissenschaftliche Erkenntnisse und 
Forschungsprogramme von Roman­
schriftstellern beeinflussbar wären. 

Es ist der Deutschen Gesellschaft für 
Katastrophenmedizin (DGKM) zu ver­
danken, dass sie mit ihrem Workshop 
"Kehren die Seuchen zurück? - Neue 

Bedrohung durch und Dislozierung 
von B- und (-Waffen 
Von Dr. Horst Schöttler; Kaiserslautern 

Am 20. März 1995 ging eine Horrormeldung durch die Medien: Die Aum-Shinri­
kO-Sekte ("Höchste Wahrheit") hatte einen Giftgasanschlag auf die V-Bahn in 
Tokio verübt; es wurde der chemische Kampfstoff Sarin eingesetzt. 12 Men­
schen wurden getötet und 5.500 verletzt. Zu diesem Zeitpunkt erinnerte sich die 
interessierte Öffentlichkeit, dass diese Sekte bereits im Juni 1994 im japani­
schen Matsumoto ebenfalls Sarin bei einem Terroranschlag eingesetzt hatte; 
damals starben 7 Menschen. 

A) Einführung 
Anfang 1998 ging ein Interview, 

das in der Zeitung "The New Yorker" 
erschienen war, durch die Presse. Der 
Wissenschaftsautor Richard Preston 
(siehe Literaturverzeichnis) hatte am 
2. März 1998 ein Interview mit Dr. 
Kanatjan Alibekov al. Ken Alibek 
geführt, der bis zu seiner Übersied­
lung in die USA der erste stellvertre­
tende Forschungs- und Produktionslei ­
ter des sowjetischen B-Waffen-Pro­
gramms war. Er war der führende Wis-
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sen schaf tier des geheimen Pro­
gramms, das unter der Bezeichnung 
"Biopreparat" oder "Das System" fir­
mierte. Als Vorgesetzter von 32 .000 
wissenschaftlichen und sonstigen Mit­
arbeitern war er Spezialist für waffen­
fähige Milzbrandsporen (Anthrax), die 
in Stepagnorsk (heutiges Kasachstan), 
der größten Biowaffen-Produktions­
anlage der Welt, hergestellt wurden . 
1989 wurde die uneingeschränkte Ein­
satzfähigkeit von unsichtbarem 
Anthrax in Pulverform erreicht. 

Gefahren durch biologische Kampf­
stoffe" an der Akademie für Notfall­
planung und Zivilschutz am 25. und 
26. Februar 2000 Experten aus Medi­
zin, Gesundheitsverwaltung, Katastro­
phenabwehr und chemischer Industrie 
zusammenführte. Die Referenten und 
Diskutanten aus mehreren europäi­
schen Staaten, darunter Österreich, 
Schweiz und die Niederlande, mach­
ten deutlich, welche Gefahren drohen 
und welche Maßnahmen erforderlich 
sind. 

Der "Notfallvorsorge" ist es gelun­
gen, anerkannte Fachleute zu gewin­
nen, um dieses Thema aufzuklären -
ohne die Bevölkerung unnötig zu ver­
unsichern, aber dennoch mit der 
Absicht, den Verantwortungsträgern 
von Staat und Gesellschaft zu vermit­
teln, dass Vorsorge noch immer besser 
als Nachsorge ist. "Glückliche Bürger­
schaft, die in guten Zeiten auch an 
Zeiten der Not denkt" (Bürgerspruch 
aus dem Jahre 1500 im Rathaus zu 
Bebra). 

Ende 1999 und Anfang 2000 waren 
die deutschen Medien mit Berichten 
über drei Erkrankungen mit tödlichem 
Ausgang voll; sie füllten die Titelseiten 
über Tage. Im August starb in der Ber­
liner Charite ein 40-jähriger Kamera­
mann an Gelbfieber; erst bei seiner 
Obduktion erwies es sich, dass er nicht 
an dem hoch kontagiosem Lassa-Fie­
ber erkrankt war. Im Januar verstarb 
eine 23-jährige Kunststudentin an den 
Folgen von Lassa in der Würzburger 
Universitätsklinik und im März ein 57-
jähriger Nigerianer in einer Privatkli ­
nik in Wiesbaden . Lassa-Viren 
gehören zur Gruppe der hämmorrha­
gisehen Fieber, zu denen auch Ebola 
und Marburg-Virus zählen. Ihre Über­
tragung ist noch unklar; auch bloßes 
Einatmen der Luft in der Nähe 
erkrankter Personen lässt sich nicht 
ausschließen . Was diese Krankheitsfäl ­
le mit B-Waffen verbindet, soll in 
einem Exkurs erläutert werden . 

Eines verbindet alle drei Ereignis­
gruppen: Sie sind als Massenvernich­
tungswaffen einsetzbar und - sie kön­
nen und werden durch Terrorgruppen 
und Staaten eingesetzt. Ihre Prolifera- ~ 
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tion (lat. Wucherung), d. h. die Her­
stellung, Lagerung, Weitergabe und 
Weiterentwicklung, ist weder auszu­
schließen noch zu überwachen. 

Rechtlicher Sachstand 

"Die Weiterverbreitung atomarer, 
biologischer und chemischer Waffen 
(ABC-Waffen) und ihrer Trägersysteme 
kann eine unmittelbare militärische 
Bedrohung für die Bevölkerung, das 
Territorium und die Streitkräfte von 
Bündnispartnern darstellen und bleibt 
daher für die Allianz Grund zu ernster 
Sorge . ... Die Initiative zu den Massen­
vernichtungswaffen wird die Entwick­
lung einer Strategie zur Unterrichtung 
der Öffentlichkeit unterstützen, um das 
Bewusstsein der Öffentlichkeit für die 
Proliferationsthematik ... zu steigern." 
(Aus der Erklärung der Staats- und 
Regierungschefs auf dem NATO-Gipfel­
treffen In Washington, April 1999) 

Nach erster Produktion und dem 
Einsatz von C-Waffen zu Beginn des 

Ersten Weltkrieges - Tränengas durch 
Frankreich (August 1914), Chlorgas 
durch Deutschland (April 1915), Phos­
gen und Senfgas durch Deutschland 
(Ende 1915 bzw. 1917), Phosgen und 
Senfgas durch Großbritannien, Frank­
reich und die USA (1917/1918) - gab es 
eine globale politische Bewegung zum 
Verbot von B- und C-Waffen . 

Ergebnis: 

Protokoll über das Verbot der Ver­
wendung von erstickenden, giftigen 
und ähnlichen Gasen sowie bakterio­
logischen Mitteln im Kriege vom 17. 
Juni 1925 (Genfer Protokoll von 1925). 

Doch auch diese völkerrechtliche 
Vereinbarung verhinderte nicht, dass 
Italien Tränen- und Senfgas während 
des Abessinienkrieges (1936/37) ein­
setzte und Deutschland ab 1936 Toxi­
ne, Nervengas wie Tabun (unter dem 
Namen Triion industriell gefertigt) 
und toxische organophosgene Verbin­
dungen herstellte . Japan (Phosgen 
und Senfgas im China-Krieg) und die 
Alliierten (Herstellung von chemischer 

Munition, die 
jedoch nicht einge­
setzt wurde) kenn­
zeichnen die Ära 
des 11. Weltkrieges. 

Nach 1945 wur­
den die deutschen 
C-Waffen-Bestände 
von den Alliierten 
konfisziert und vor 
allem durch Groß­
britannien und die 
Sowjetunion im 
südlichen Balti -
schen Meer, südlich 
von Gotland, im 
Skagerrak, im Klei­
nen Belt und in der 
Nordsee zusammen 
mit eigenen Vorrä­
ten versenkt. 

Während des 

Warten auf medizinische Versorgung: Verletzte nach 
dem Giftgasanschlag durch die AUM-Shinrikyo-Sekte am 
20. März 1995 auf die U-Bahn in Tokio. AUM-Mitglieder 
hatten den chemischen Kampfstoff Sarin eingesetzt. 
Bilanz: 12 Menschen wurden getötet, 5.500 verletzt. 

Vietnam - Krieges 
von 1962-1971 setz­
ten die USA große 
Mengen von Insek­
tiziden (Herbizide) 
und Tränengas ein. 
Auch in Laos (1965-
1969) wurden Her­
bizide versprüht. Zu 
diesem Zeitpunkt 
hatten die USA das 
Genfer Protokoll 
von 1925 nicht rati­
fiziert. Foto: dpa 
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In der Zeit des Kalten Krieges 
begannen die USA und die frühere 
Sowjetunion binäre Sarin- und VX­
Bomben und Granaten herzustellen 
und ihre Wirkung in geheimen Fabri­
ken und Versuchs'arealen zu testen . 
Weitere Einsätze in Ländern der Drit­
ten Welt begannen in den 60er Jah­
ren. 

Dies führte zu einer weiteren Initia­
tive : zu weltweiter, völkerrechtlich 
verbriefter Ächtung, dieses Mal durch 
die Vereinten Nationen. 

Ergebnis: 

Übereinkommen über das Verbot 
der Entwicklung, Herstellung und 
Lagerung bakteriologischer (biologi­
scher) Waffen und Toxinwaffen sowie 
über die Vernichtung solcher Waffen 
und die auf Grund dieser Überein­
künfte übernommenen Verpflichtun­
gen vom 10. April 1972 (Übereinkom­
men von London, Moskau und Wash­
ington). 

Doch wie in der Menschheitsge­
schichte häufig praktiziert, wurde 
auch diese Übereinkunft gebrochen 
und unterlaufen. 

Ende der 70er Jahre verwendete 
Vietnam chemische Waffen auf kam­
bodschanischem Gebiet im Kampf 
gegen die Pol -Pot-Guerilla . Die 
Sowjetunion agierte mit "Gelbem 
Regen" (yellow rain) 1981/1982 in 
Afghanistan; 1983/1984 beschuldigten 
sich Iran und Irak gegenseitig, chemi ­
sche Waffen einzusetzen. Anfang 
1984 wurden 30 durch Senfgas ver­
letzte iranische Soldaten in europäi ­
schen und japanischen Krankenhäu­
sern behandelt. Im März 1988 warf 
der Irak im Kampf gegen die Iraner in 
der von Kurden bewohnten Stadt 
Halabja Nervengas-Bomben aus Flug­
zeugen ab; 5.000 Tote unter der Zivil­
bevölkerung waren zu beklagen. Die 
Truppen waren zu diesem Ze itpunkt 
außerhalb der Stadt und überlebten. 
Auch im August 1988 setzte der Irak 
bei bewaffneten Auseinandersetzun­
gen mit der kurdischen Bevölkerung 
in Brijini nahe der türkischen Grenze 
C-Kampfstoffe ein . Während der 
Befreiung Kuwaits, 1991 , konnte ein 
Einsatz chemischer Waffen nicht ein­
deutig nachgewiesen werden . Trotz­
dem klagen amerikanische Soldaten 
und Veteranen noch heute über 
gesundheitliche Schäden ("Golfkriegs­
syndrom") . 
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Eine erneute Initiative der Verein­

ten Nationen wurde durch diplomati­
sche Konsultationen gestartet, um in 
Analogie zur " B-Waffen-Vereinba­
rung von 1972" auch für C-Waffen zu 
einem völkerrechtlichen Vertrag zu 
kommen. 

Ergebnis: 

Übereinkommen über das Verbot 
der Entwicklung, Herstellung, Lage­
rung und des Einsatzes chemischer 
Waffen und über die Vernichtung sol­
cher Waffen vom 13. Januar 1993 
(Übereinkommen von Paris). 

Welche Auswirkungen diese Über­
einkommen auf das tatsächliche Ver­
halten von Staaten und Gruppen 
haben, gilt es in einer folgenden Eva­
luation darzustellen: 

B) Evaluierung der 90er 
Jahre 

1) Staaten 

B-Waffen 

Das Übereinkommen über das Ver­
bot biologischer Waffen (BWÜ von 
1972) ist der erste multilaterale Ver­
trag, der diese Kategorie von Massen­
vernichtungswaffen verbietet. Leider 
fehlen jedoch präzise Definitionen 
und Verifikationsregeln . Dies ermun­
tert Staaten dazu, trotz völkerrecht­
lich verbindlicher Übereinkommen, B­
Waffenprogramme auch weiter zu 
betreiben. 

Beispiele: 

IRAK - seit 1972 Signatarstaat; Auf­
bau eines umfangreichen B-Waffen­
Programms, das erst 1991 unter dem 
Druck der Sieger-Allianz zur Hinterle­
gung der Ratifikationsurkunde am 19. 
Juni 1991 führte. Der Leiter der UNS­
(OM-Mission, der schwedische Diplo­
mat Rolf Ekeus, erklärte vor dem UN­
Sicherheitsrat am 25. August 1995, 
dass der Irak das Abfüllen biologischer 
Kampfstoffe in Waffen eingestanden 
hatte. 

Mengen: 6.000 bis 8.000 Liter Milz­
brandsporen und 19.000 Liter Botuli ­
nustoxin in Bomben, Raketen und 
Artilleriegranaten . Dazu gab es u. a. 
Arbeiten an Pest- und Gasbrandbakte­
rien, Kamelpocken und Mykotoxinen. 

Notfallvorsorge 2/2000 

Noch im April 1997 wurden bei 
einer Blitzinspektion durch UNSCOM 
in einem Nebengebäude der Univer­
sität Bagdad, nach Handgreiflichkei­
ten mit irakisehen Sicherheitskräften, 
B-Kampfstoff-Labors, dessen leitender 
Wissenschaftler sowie Akten über 
Waffenprogramme aufgespürt. 

Der Verbleib dieser biologischen 
Waffen konnte bis heute durch UN­
Experten nicht aufgeklärt werden . 

SOWJETUNION - 1992 erließ Präsi­
dent Jelzin ein Dekret (20 Jahre nach 
dem BWÜ-Abkommen!), das wider­
rechtliche Arbeiten an B-Waffen ein­
räumte, zugleich aber weitere Akti­
vitäten unter Strafe stellte. 

Der Kampfstoff Rotz kam 1982-
1984 in Afghanistan zum Einsatz. Ob 
es sich zeitlich und in der Substanz um 
den o. g. "yellow rain " handelt, blieb 
ungeklärt. 

Angebliche Aussagen ehemaliger 
sowjetischer Verteidigungsminister, 
dass "genügend biologische Kampf­
stoffe produziert worden seien, um 
die gesamte Weltbevölkerung mehr­
mals zu vernichten", wurden durch 

RUSSLAND nachdrücklich als wahr­
heitswidrig zurückgewiesen. Vielmehr 
wurde betont, dass Russland über kein 
B-Waffenpotenzial verfüge. Auch wei­
tere Nachfolgestaaten der Sowjetuni­
on, wie Weißrussland, die Ukraine und 
Kasachstan, betonen, keinerlei derar­
tige Waffen zu besitzen . 

Ungeachtet dessen ist der Verbleib 
der ehemals sowjetischen B-Kampf­
stoffmunition unbekannt. 

Auf der Grundlage einer Studie des 
Office of Technology Assessment 
(OTA) für den US-Kongress "Prolifera­
tion of Weapons of Mass Destruction" 
im August 1993 und nach Angaben 
des Magazins "Der Spiegel" unter 
Bezugnahme auf ein vertrauliches 
Dokument des Bundesnachrichten­
dienstes vom Mai 1997 haben produ­
ziert bzw. verfügen folgende Staaten 
über B-Waffen und dazu gehörige Trä­
gertechnologien (teilweise ungeklärte 
Angaben) : 

Ägypten, China, Irak, Iran, Indien, 
Israel, Libyen, Nordkorea, Pakistan, 
Syrien, teilweise Nachfolgestaaten der 
Sowjetunion, Taiwan. 

C-Waffen 

Das Übereinkommen über das Ver­
bot chemischer Waffen (CWÜ von 
1993) trat am 27. April 1997 in Kraft. 

Neben den USA und Russland, nach 
deren eigenen Angaben, verfügen 
auch weitere Staaten über C-Waffen. 

Beispiele: 

Ex-Yugoslawien - Produktionsanla­
gen in Mostar. Nach deren Demonta­
ge 1992 wurden Teile der Anlagen 
nach Serbien (vermutlich Lucani), 
zusammen mit Lost- und Sarin-Muniti ­
on verbracht. 

Im Sommer 1995 gab es Anzeichen 
für den Einsatz eines Psychokampf­
stoffes (BZ ?) seitens der bosnischen 
Serben in den Moslem-Exterritorien 
Srebenica und Zepa . 

Aus den sei ben Quellen (w. o. unter 
B-Waffen) stammt die Übersicht über 
Staaten, die C-Waffen hergestellt, 
gelagert und vertrieben haben bzw. 
bei denen es begründete Annahmen 
gibt, dass diese über C-Waffen-Poten­
ziale verfügen/verfügten: 

Ägypten, Indien, Irak, Iran, Lybien, 
Nordkorea, Pakistan, Syrien sowie Rus­
sland und USA. 

2) Terrorgruppen 

B-Waffen 

• In den 80er Jahren - Heimlabor der 
RAF-Fraktion zur Kultivierung von 
Botulinustoxin . (15.000-mal giftiger 
als VX und 100.000-mal giftiger als 
Sarin). 

• 1993 - US-Extremist versucht 130 g 
Rizin-Toxin von Alaska nach Kana­
da zu schmuggeln . (1 g Rizin reicht 
theoretisch, um 1.000 Menschen zu 
töten) . 

• September 1994 - Salmonellen­
Anschlag einer Sekte auf Restau­
rants in Las Dalles (Oregon); 751 
Erkrankte = 10 Prozent der Bevöl­
kerung . 

• 1995 - US-Extremist bezieht hoch­
pathogene Krankheitserreger = 
Pestbakterien per Post. In der Woh­
nung werden Handgranatenzünder 
und Sprengsatzmittel beschlag­
nahmt. 

• Von 1990-1995 - Mehrere Versuche 
der Aum-Shinrikyo-Sekte, bei Ter­
roranschlägen (insgesamt 8 werden ~ 
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vermutet) das japanische Kaiser­
haus, das Parlament und einen US­
Marinestützpunkt zu attackieren, 
u. a. mit Anthraxsporen, Botulinus­
toxin und Sarin. 

Exkurs 
In der Einleitung wurde die Verbin­

dung von bakteriellen und viralen 
Erkrankungen zum Bioterrorismus 
angesprochen. 

So reiste der - mittlerweile zum 
Tode wegen des Anschlags auf die 
Tokioter-U-Bahn verurteilte - Führer 
der Aum-Sekte, Shoko Asahara, an der 
Spitze einer 40-köpfigen Delegation, 
mit dem Wissen des japanischen Staa­
tes, im Oktober 1992 nach Zaire, um 
bei der Behandlung von Opfern der 
Ebola-Epidemie zu helfen. Tatsächlich 
war die Absicht der Gruppe, Viruspro­
ben zu beschaffen und zu kultivieren, 
um biologische Waffen herzustellen. 

(-Waffen 

• 1994/1995 - Anschläge der Aum­
Sekte in Matsumoto und Tokio. 

• 1993 - Beim Bombenanschlag einer 
islamisch-fundamentalistischen Ter­
rorgruppe auf das World Trade 
Center in New York wurde dem mit 
Sprengstoff in der Tiefgarage bela­
denen Fahrzeug Natriumzyanid 
(NACN) beigegeben, aus dem 
Blausäure freigesetzt werden soll­
te. Wegen der Fehleinschätzung 
chemischer Reaktionen misslang 
jedoch die Absicht, Hilfs- und Ord­
nungskräfte nach der Explosion 
durch Blausäuredämpfe zu töten. 

() Wirkungsweise sowie 
Einsatzmöglichkeiten 
biologischer und 
chemischer Waffen 

Biologische, auch bakteriologische 
Waffen genannt, haben eine andere 
Wirkungsweise als chemische Waffen . 
Eine chemische Waffe ist ein Gift, das 
entweder durch Einatmen oder durch 
die Haut in den Körper eindringt. Ver­
giftungen können auch durch Auf­
nahme von Speisen oder Getränken 
erfolgen. Ihre Wirkung erfolgt über 
die Blutgefäße zumeist auf die 
Atmungsorgane und das Zentrale Ner­
vensystem. Zeitnahe Schutzmaßnah­
men sind jedoch möglich. B-Waffen 
sind dagegen Mikroorganismen, Bak­
terien und Viren, die in den Körper 
eindringen, sich im Körper vermehren 
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und ihn zerstören . Ihre Wirkungen 
sind unterschiedlich und nicht vorher­
bestimmbar. Gibt es beispielsweise 
Erreger wie Q-Fieber oder Brucellose­
bakterien, die "lediglich" eine meist 
gutartig verlaufende Massenerkran­
kung zur Folge haben (nur in Einzel ­
fällen führen sie bei geschwächtem 
Immunsystem zum Tod), sind Lungen­
milzbrand, Lungenpest, Botulinustoxi­
ne und Pocken von einer hohen Mor­
talitätsrate gekennzeichnet. Während 
die einen Erreger nicht ansteckend 
sind, führen andere zu Epidemien. Als 
strategische Waffen eingesetzt, sind 
B-Waffen außergewöhnlich gefährlich 
und ihre Wirkung ist nicht auf einen 
Ort oder ein Punktziel beschränkt. 

Im Jahre 1970 veröffentlichte die 
Weltgesundheitsorganisation (WHO) 
Modellrechnungen, denen zufolge bei 
einem Sprühangriff mit Milzbrandspo­
ren von einem Flugzeug aus in einer 
Großstadt von 500.000 Einwohnern 
mit bis zu 95.000 Toten und 125.000 
Erkrankten zu rechnen ist. Damit ist 
die Dimension der Wirkung mit einem 
A-Waffen-Einsatz vergleichbar. Chemi­
sche Waffen können dagegen nur auf 
taktischer Ebene eingesetzt werden . 
Es ist technisch kaum möglich, eine so 
hohe Konzentration eines chemischen 
Kampfstoffes in der Luft zu erzielen, 
dass eine große Zahl von Menschen 
auf einer großen Fläche getötet wür­
de. Und chemische Kampfstoffe sind 
keine lebenden Agenzien und können 
sich nicht über Infektionen ausbreiten. 

Insofern sind B-Kampfstoffe 
erheblich gefährlicher als 
(-Kampfstoffe. 

Als Trägersysteme für beide Kampf­
stoffe eignen sich Raketen, Bomben 
und Granaten. Vor allem weitreichen­
de Scud-Raketen (Scud C) aus nord­
koreanischer Produktion, chinesische 
CSS-2 Raketen und Raketen aus indi­
schen und pakistanischen Rüstungs­
vorhaben eignen sich für Einsätze. 

Der russische Dissident Alibekov 
berichtete von MIRV-Gefechtsköpfen, 
die bis zur Amtsübernahme von Boris 
Jelzin zur Versprühung von Viren als 
Aerosole entwickelt worden waren. 
Diese Gefechtsköpfe konnten jeweils 
auf unterschiedliche Ziele ausgerichtet 
werden. In einer bestimmten Höhe zer­
barsten sie und setzten pro Gefechts­
kopf Hunderte von Kleinbomben frei, 
die wiederum zerplatzten und einen 
Schleier von Biopartikeln freisetzten, 

der innerhalb k.urzer Zeit unsichtbar 
wird. Auf diese Weise sollte das in 
jedem vierten Krankheitsfall tödlich 
verlaufende Marburg-Virus freigesetzt 
werden . Jelzin verhinderte mit seinem 
Dekret weitere Forschungen. 

D) Bewertung: Gefähr­
dung und Abwehr­
maßnahmen in den 
USA und Deutsch­
land g~gen B- und 
(-Waffen 

Kathleen C. Bailey, die Vizedirekto­
rin der amerikanischen Abrüstungs­
behörde, hat ausgerechnet, dass zur 
Herstellung von Biokampfstoffen 
Gerät im Wert von weniger als 15.000 
US $ erforderlich ist. In einem Raum 
von rund 5 maiS m können ein Bot­
tich, Proteine als Nährlösung und die 
persönliche Schutzbekleidung unter­
gebracht werden. 

Diese Analyse hat die USA veran­
lasst, Behörden und Institute einzu­
richten, die sich der B-Waffen-Präven­
ti on - insbesondere unter dem Aspekt 
terroristischer Aktivitäten - zuwen­
den. Zu nennen ist u. a. das Center for 
Disease Contra!, die US-amerikanische 
oberste Bundesbehörde für Epidemio­
logie, Seuchenkontrolle und -präven­
tion, zu der eine Ermittlungsinstanz, 
der "Epidemie Intelligence Service 
(EIS)" gehört. 

Im militärischen Sektor ist das US­
Army Medical Research Institute of 
Infectious Diseases (USAMRIID) von 
besonderer Bedeutung; ein großer 
Teil der UNSCOM-Inspektoren kam aus 
dieser Einrichtung. Weiterhin wurden 
Spezialeinheiten der Army und des 
Marine Corps eingerichtet, die gegen 
ABC-Terrorismus ausgebildet und aus­
gerüstet sind . Die rd. 500 Mann starke 
Einsatztruppe verfügt z. B. über HEPA, 
das sind High-Efficiency Particle Arre­
stor Filters, die Viren oder Bakterien 
auffangen, bevor sie in die Lunge 
gelangen. 

1998 erließ Präsident Clinton den 
geheimen Präsidenten-Erlass "Natio­
nal Security Directive 7" . In ihm wer­
den vor allem Gelder für das "Coun­
terterrorism Program" bereitgestellt -
von bisher 5,7 Mrd. US $ steigt es bis 
2000 auf 10 Mrd. US $ an. 

Ein B- und C-Waffen-Untersu­
chungsprogramm erhielt aufgrund 
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des Buches "Cobra" von Richard Pre­
ston (siehe Literaturverzeichnis), des­
sen Realitätsbezug durch Spezialisten 
des FBI geprüft wurde, für 1998 einen 
Etat von 900 Millionen US $. 

Demgegenüber steht in der Bundes­
republik Deutschland ein Haushaltsan­
satz von 13 Millionen DM. Die einzige 
Dienststelle, in der medizinische B­
und C-Waffen-Untersuchungen durch 
Experten - Mediziner, Toxikologen, 
Chemiker, Mikrobiologen - durchge­
führt werden, ist die Sanitätsakademie 
der Bundeswehr in München. Außer­
dem besteht in Munster das "Wehrwis­
senschaftliche Institut für Schutztech­
nologien - ABC-Schutz (WIS)" . 

Die ABC-Einheiten der Bundeswehr, 
Zurzeit fünf Bataillone, sind über ganz 
Deutschland so disloziert, dass eine 
Unterstützung der ABC-Züge des Zivil­
schutzes (pro 2-3 Landkreise ist eine 
Einheit vorgesehen) schon bei flächen­
haft wirkenden Gefahrgutunfällen 
und der Freisetzung von Giftstoffen 
aus Fabriken und Lagern nicht oder 
nur in Ausnahmefällen und unter 
erheblichem Zeitverlust möglich wäre. 
Spezialisten der rd. 100 deutschen 
Berufsfeuerwehren und der Chemi­
schen Untersuchungsämter kommen 
hierbei - ohne Koordination durch 
eine (Bundes-)Zentralstelle - zum Ein­
satz. Eine Beteiligung der Universitä­
ten mit chemischen oder biologischen 
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Instituten ist nur sporadisch möglich. 

Ein für Seuchenschutz im Robert­
Koch-Institut in Berlin zuständiger 
Wissenschaftler, der nicht genannt 
werden möchte, führte Ende Februar 
2000 aus: "Während in den USA 
umfangreiche und kostenaufwendige 
Vorsorgemaßnahmen für den Fall ter­
roristischer oder krimineller Aktivitä­
ten gegen Biokampfstoffe getroffen 
werden, wird dieses Thema in Deutsch­
land offenbar mit einem Tabu belegt." 

Die für die öffentliche Gesundheits­
vorsorge verantwortlichen "Staatli­
chen Gesundheitsämter" - in Deutsch­
land gibt es 400 -, deren gesetzlicher 
Auftrag durch das Bundesseuchenge­
setz und die Gesundheitsvorsorge­
und Katastrophenschutzgesetze der 
Bundesländer geregelt ist, weisen da­
rauf hin, dass in den 16 Bundeslän­
dern Alarmpläne für hochkontagiose 
Krankheiten, vor allem virale hämor­
rhagische Fieber, aufzustel len sind. 
Dem Robert Koch-Institut in Berlin, 
dem ehemaligen Bundesgesundheits­
amt, kommt nach dem Bundesseu­
chengesetz nicht nur ein Weisungs­
recht zu, sondern ihm gegenüber ist 
auch eine Meldepflicht der Länder zu 
erfüllen. Die von ihm erarbeiteten, in 
den Musteralarmplänen der Länder 
verankerte Ausstattung sieht vor: Spe­
zialschutzkleidung für das medizini­
sche Personal, Hochsicherheitslabora­
torien, Transport- und Behandlungs-

..... _ ... -""" - ....,. ------- -... --...- .... ---_ . ...... ,,IOD ----, .......... --
isolatoren, Isolierstationen sind nur in 
einigen wenigen Krankenhäusern und 
den Tropeninstituten bundesweit vor­
handen. Selbst die Beseitigung hoch­
infektiösen Mülls ist nur mit Schwie­
rigkeiten möglich . Auch ausreichende 
Impfstoffmengen für impfpräventable 
Erkrankungen sind nicht vorrätig. 

Gesundheitsämter beschränken sich 
derzeit häufig darauf, beim Ausbau 
von Intensivstationen darauf zu ach­
ten, dass eine geringe Anzahl von Iso­
lierzimmern mit Unterdruckführung 
und Schleusensystemen eingerichtet 
werden . 

Nach einem terroristischen An­
schlag mit B-Kampfstoffen ist auch 
eine Dekontamination betroffener 
Gebiete nicht leistbar. 

Der Vorsitzende der Schutzkommis­
sion beim Bundesminister des Innern, 
Prof. Kurt Scharmann, betonte bei 
einem Vortrag vor der Mitgliederver­
sammlung des Deutschen IDNDR­
Komitees im Oktober 1997: Staatliche 
Vorkehrungen zum Schutz der Bevöl­
kerung und die Fähigkeit zu Selbst­
schutz und Selbsthilfe seien seit dem 
Ende des "Warschauer Paktes" in 
bedenklichem Maße zurückgegangen . 
Denn: Auch in Friedenszeiten sind 
weder Gefahren auszuschließen noch 
Bedrohungen zu leugnen oder zu 
ignorieren. Und wörtlich : "Es darf 
auch nicht vergessen werden, dass die ~ 
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Soldaten der japanischen Armee dekontaminieren einen U-Bahnzug, in dem 
Mitglieder der AUM-Sekte das hochgiftige Sarin freisetzten. 

Bundesregierung in einem vereinten 
Europa vermehrt Verantwortung 
trägt. Im Gefahrenbericht werden im 
ersten Kapitel 'Arten der Gefahren' 
nicht zufällig Gefahren durch die Frei­
setzung von Chemikalien und von che­
mischen Kampfstoffen an erster Stelle 
genannt. Wir glauben, dass chemische 
Kampfstoffe und Chemikalien trotz 
des umfassenden Chemiewaffenver­
bots nach wie vor und auf nicht abseh­
bare Zeit ein großes Gefahrenpotenzi­
al für die Zivilbevölkerung darstellen." 

Die in Notfallsituationen unerlässli­
che schnelle Alarmierung, Warnung 
und Information der Bevölkerung als 
Voraussetzung für geeignete Verhal ­
tens- und Selbsthilfemaßnahmen 
sowie staatliche Aktionen zur Gefah­
renabwehr sind nach Abschaffung des 
Warnmittels Sirene nicht mehr gege­
ben (nur das Verkehrswarnsystem -
ARI - funktioniert; Anm. d. Verf.). Die 
medizinische Versorgung und eine 
ausreichende Arzneimittelbevorra­
tung ist nicht gewährleistet. "Die 
Kenntnisse der Ärzte, des Rettungs­
dienstpersonals und der Helfer in den 
Hilfsorganisationen über die spezifi­
schen Aufgaben im Katastrophen­
schutz und im Verteidigungsfall sind 
unzureichend ... "Hierzu ist ergänzend 
zu betonen, dass auch Ausrüstung und 
Ausstattung des medizinischen Perso-
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nals nur punktuell - z. B. in der Umge­
bung von chemischen Fabriken - als 
ausreichend anzusehen sind. 

Damit steht zusammenfassend lei­
der fest: Die Bundesrepublik Deutsch­
land widmet sich weder politisch noch 
administrativ dem Themenfeld des B­
und C-Waffeneinsatzes! Wenn schon 
wegen der sicherheitspolitischen 
"Großwetterlage" nicht als Einsatz­
mittel im Kriegsfall betrachtet, so sind 
weder terroristische noch kriminelle 
Aktionen in Friedenszeiten auszu­
schließen. Schließlich sind vor allem B­
und C-Waffen leicht herzustellen, leicht 
zu beschaffen und "preisgünstig". 

Es wird gerechnet, dass die zer­
störende Wirkung auf 1 qkm bei kon­
ventionel len Waffen 2.000 US $, bei 
atomaren Waffen 800 US $, bei chemi­
schen Waffen 100 US $ und bei B-Waf­
fen nur 1 US $ kostet. 

E) Folgerungen 

Noch immer gibt es Staaten, die als 
sog. Schurkenstaaten sich weder an 
völkerrechtliche Vereinbarungen hal­
ten noch die moralische Konsistenz 
besitzen, terroristische Aktionsgrup­
pen von ihrem Tun abzuhalten. Das 
Agieren von Bin Laden, dem islami­
schen Fundamentalisten, der von 

Afghanistan aus unter dem Schutz des 
Taliban-Regimes allen Amerikanern 
"den Tod geschworen" hat, ist hierfür 
ein signifikantes Beispiel. 

Aber auch "nukleare Habenichtse" 
und Einzelpersonen resp. Gruppen, 
die nach dem Zusammenbruch ihrer 
Staaten in einen "Überlebenskampf" 
gedrängt wurden, verkaufen ihr Wis­
sen, beschaffen und veräußern Mate­
rial und Agenzien, bauen trotz Embar­
gos Labors und Produktionsstätten 
auf. Deutschland ist im Gegensatz zu 
den Vereinigten Staaten weder vorbe­
reitet noch gerüstet. Daher sollte gei­
ten: "Hoffnung ist ein teures Gut. Es 
ist sinnvoller, auf das Schlimmste 
gefasst zu sein!" (Thukidides) 
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München, 1999 (siehe Rezension in dieser Ausga­
be der "Notfallvorsorge" 2/2000, Seite 33). 

Hinweis des Verfassers: Für diesen 
Beitrag wurden Publikationen von 
Ltd. Medizinaldirektor Dr. Harald 
Michels, Trier, und Oberstarzt Dr. 
Torsten Sohns, München, u. a. als 
Basisliteratur benutzt. 
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Notwendige Planungen für 
Behörden und Krankenhäuser 
bei Epidemien und terroristi­
schen Anschlägen mit B-Waffen 
von Dr. Harald Michels, Ltd. Medizinaldirektor, Trier 

Teil I 

Teil 11 und Schluss folgt in Ausgabe 3/2000 der Notfallvorsorge 

Als Vertreter eines kommunalen Gesundheitsamtes stellt man sich immer wie­
der die Frage, ob die bestehenden Planungen, die getroffen wurden, um im 
Notfall oder in Katastrophensituationen eine angemessene medizinische Hilfe 
sicherzustellen, ausreichen. Dies hängt in erster Linie davon ab, welches Aus­
maß die zu erwartende Notfallsituation oder Katastrophe hat und wie viele Per­
sonen durch ein schädigendes Ereignis in ihrer Gesundheit betroffen werden. 
Bereits bei Einzelfällen von hochkontagiösen Erkrankungen kam es in den letz­
ten Jahren - zuletzt bei der Erkrankung einer jungen Studentin an Lassa-Fieber 
nach der Rückkehr von einer Reise zur Elfenbeinküste im Januar dieses Jahres -
bereits zu einer deutlich spürbaren Grenzbelastung der Ressourcen unseres 
Gesundheitssystems. 

ten mit einem hochkontagiösen, in 
der Umwelt resistenten Erreger, der zu 
einer lebensbedrohlichen Erkrankung 
führt und besondere Absonderungs­
maßnahmen erforderlich macht, ist 
unser Gesundheitssystem in keiner 
Weise ausreichend vorbereitet. 

bruch auf Kontakt mit infiziertem 
Fleisch in Zusammenhang gebracht, 
erst sehr viel später gab man zu, dass 
es zu einem Leck im Lüftungssystem 
einer nahe gelegenen Fabrik zur Her­
stellung biologischer Kampfstoffe 
gekommen war 1

• 

Von den Römern wurde bereits 
berichtet, dass sie mit Tier- oder Men­
schenleichen Trinkwasserbrunnen bei 
Belagerungen bakteriell verseucht 
und damit unbrauchbar gemacht hat­
ten. 1346 belagerten die Tataren auf 
der Krimhalbinsel die Stadt Kaffa und 
katapultierten Pestleichen über die 
Stadtmauer. Hierdurch kam es zu 
einer verheerenden Epidemie, von der 
auch die Eroberer betroffen wurden. 
Manche Historiker glauben, dass die­
ses Ereignis die Ursache für eine 
europäische Epidemie war, bei der 25 
Millionen Menschen starben 2

• 1763 
musste die britische Armee in Nord­
amerika bei Fort Pitt gegen eine über­
legene indianische Übermacht antre­
ten . Sie übergaben den Indianern eini­
ge Wolldecken, die sie aus einem 
Krankenhaus entnommen hatten, in 
dem Pockenkranke behandelt wur­
den. Hierdurch kam es zu einer Epide­
mie bei den für diese Erkrankung 
besonders anfälligen Indianerstäm­
men, was fast zur Ausrottung der 
Stämme geführt hätte 3

. 

Gesetzliche Grundlagen 

Nach § 37 Abs. 

Bedingt durch die Notwendigkeit 
der möglichst schnellen Informations­
verbreitung über die Presse können 
ZWar die Ressourcen dieser Organe 
genutzt werden, zum anderen wer­
den jedoch immer auch die Ängste 
großer Bevölkerungskreise geschürt 
und auch der öffentliche Gesund­
heitsdienst mit seinen in den letzten 
Jahren stark beschränkten personel­
len und sachlichen Ressourcen an die 
Grenze des Möglichen gebracht. 

Wesentlich gravierender würde 
sich jedoch ein Massenanfall von 
Erkrankten auswirken, die aufgrund 
eines Anschlags mit biologischen 
Kampfstoffen im Rahmen einer 
bewaffneten Auseinandersetzung 
oder eines terroristischen Anschlags 
mit einem hochansteckenden Erre­
ger infiziert wurden. Besondere 
Bedeutung erlangen hierbei alle 
hochkontagiösen Erreger, die aero­
gen übertragen werden können. Die 
Kommunen sind gehalten, auch bei 
solchen möglichen Gefährdungen 
durch frühzeitige Planungen bei 
Kenntnis eines Gefahrentatbestan­
des alles zu tun, damit auch in sol­
chen Situationen eine noch ange­
messene medizinische Versorgung 
möglich ist. 

Wesentlich gravierender würde sich jedoch 
ein Massenanfall von Erkrankten auswir­
ken, die aufgrund eines Anschlags mit bio-

B u ndesseuchenge ­
setz hat die zuständi ­
ge Behörde Perso­
nen, die an Cholera, 
Pest, Pocken oder an 
virusbedingtem 
hämorrhagischem 
Fieber erkrankt sind, 
unverzüglich in 
einem Krankenhaus 
oder in einer für die­
se Krankheiten ge­
eigneten Absonde­
rungseinrichtung ab­
zusondern . Sonstige 
Kranke sowie Krank­
heitsverdächtige, 
Ansteckungsverdäch­
tige und Ausscheider 
können in einem 

Für einen Massenanfall von Patien-

Notfallvorsorge 2/2000 

logischen Kampfstoffen im Rahmen einer 
bewaffneten Auseinandersetzung oder eines 
terroristischen Anschlags mit einem hoch­

ansteckenden Erreger injiziert wurden. 
Besondere Bedeutung erlangen hierbei alle 

hochkontagiösen Erreger, die aerogen 
übertragen werden können. Die Kommu­

nen sind gehalten, auch bei solchen mögli­
chen Gefährdungen durch frühzeitige Pla­
nungen bei Kenntnis eines Gefahrentatbe­
standes alles zu tun, damit auch in solchen 
Situationen eine noch angemessene medizi-

nische Versorgung möglich ist. 

Krankenhaus oder in 
sonst geeigneter 1979 kam es in der Nähe von Sverd­

lovsk zu 96 Erkrankungen mit 64 
Todesfällen an Milzbrand. Anfänglich 
wurde von offizieller Seite dieser Aus-

Weise abgesondert werden. Aus­
scheider jedoch nur, wenn sie andere 
Schutzmaßnahmen nicht befolgen, 
befolgen können oder befolgen ~ 
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würden und dadurch ihre Umgebung 
gefährden. Bei Nichteinhalten einer 
entsprechenden Anordnung sind frei ­
heitsentziehende Maßnahmen durch 
Einschaltung eines Gerichtes möglich . 

Nach § 37 Abs. 5 Bundesseuchenge­
setz haben die Gemeinden oder 
Gemeindeverbände dafür zu sorgen, 
dass eingesetzte Ärzte, Schwestern 
und weitere Personen den erforderli­
chen Impfschutz erhalten . Sie haben 
weiter dafür zu sorgen, dass die not­
wendigen Räume, Einrichtungen und 
Transportmittel sowie das erforderli­
che Personal zur Durchführung von 
Absonderungsmaßnahmen außerhalb 
der Wohnung zur Verfügung stehen. 
Die Räume und Einrichtungen zur 
Absonderung solcher Patienten sind 
notfalls von den Ländern zu schaffen 
und zu unterhalten. 

Beispiel Rheinland-Pfalz 

In § 31 Abs. 2 Bundesseuchengesetz 
ist eine unverzügliche Meldepflicht an 
das Robert Koch-Institut, das ehemali­
ge Bundesgesundheitsamt, beim Auf­
treten von Cholera, Pest oder Pocken 
festgehalten . In Rheinland-Pfalz 
besteht für virale hämorrhagische Fie­
ber noch eine vorläufige Alarmpla­
nung aus dem Jahre 1986. Dieser vor­
läufige Alarmplan befasst sich insbe­
sondere mit viralen hämorrhagischen 
Fiebern (Lassa-Fieber, Ebola-Fieber, 
Marburg-Viruskrankheit). Hierin wird 
bereits festgehalten, dass wegen der 
Übertragungsgefahr solcher Erkran­
kungen bei der Pflege Kranke nur im 
Isolator behandelt oder transportiert 
werden sollten. Sollte dies nicht mög­
lich sein, wird darauf hingewiesen, dass 
das Personal wenigstens durch eine 
Außenluft-unabhängige Spezialschutz­
kleidung geschützt werden muss. 

In dieser vorläufigen Alarmplanung 
von 1986 wird für die speziellen 
Belange immer wieder angegeben, 
dass entsprechende Einrichtungen, 
Hochsicherheitslaboratorien, Schutz­
ausrüstungen, Transport- oder 
Behandlungsisolatoren in Rheinland­
Pfalz nicht vorhanden sind. Gegebe­
nenfalls soll auf Einrichtungen ande­
rer Länder zurückgegriffen werden . 
Auch eine geeignete Isolierstation zur 
Behandlung solcher Patienten ist in 
Rheinland-Pfalz nicht vorhanden. Lei ­
chen von Menschen, die an viralem 
hämorrhagischem Fieber verstorben 
sind, sollen als hochinfektiös betrach­
tet und unter besonderen Vorsichts-

12 

Bei bakteriellen biologischen Kampfstoffen wird es möglicherweise zu Versor­
gungsengpässen bei Antibiotika kommen, die kurzfristig nicht beseitigt wer­
den können. Denkbar ist auch, dass durch gentechnische Manipulationen Erre­
ger so verändert werden, dass sie gegen gängige Antibiotika resistent werden. 

maßregeln bestattet werden, z. B. im 
verschweißten Plastiksack aus verrott­
barem Material. Die laufenden Desin­
fektionen und Schlussdesinfektionen 
müssen, da sie in solchen Fällen als 
behördlich angeordnet gelten, nach 
der entsprechenden Liste des Robert 
Koch-Institutes gem. § 10c Bundesseu­
chengesetz erfolgen. 

Wenn bereits bei solchen einzelnen 
Erkrankungsfällen keine geeigneten 
Einrichtungen vorhanden sind, wie 
viel schlimmer stellt sich die Situation 
dann dar, wenn ein Massenanfall mit 
hochkontagiösen Erregern Infizierter 
zu befürchten ist. Da geeignete Spe­
zialeinrichtungen nicht vorhanden 
sind und auch geeignete Transport­
mittel nicht in ausreichender Menge 
zur Verfügung stehen, wird nichts 
anderes übrig bleiben, als solche 
Erkrankungsfälle so nah wie möglich 
am Ort des Auftretens zu behandeln 
und zu isolieren . 

Am ehesten geeignet sind hierfür 
Krankenhäuser, in denen abseits gele­
gene Gebäudeteile bestehen, die für 
solche Fälle geräumt und herangezo­
gen werden können. In diesen Berei ­
chen ist jedoch ein Mindestmaß an 
technischer Ausstattung vorzusehen. 
Am günstigen wäre es natürlich, Iso­
liereinheiten in ausreichender Menge 
zur Verfügung zu haben, in denen ein 
Unterdrucksystem lüftungstechnisch 
hergestellt ist und die nach außen 
durch bakterien- und virusdichte Filter 
abgeschottet sind. Entsprechende 
Schleusen für Personal und Patienten 
sowie eigene Entsorgungsmöglichkei­
ten sind in solchen Einheiten vorzuse­
hen. Allein aufgrund der Kostensitua-

Foto: OsKom-Archiv 

tion ist es jedoch illusorisch zu glau­
ben, dass solche Einrichtungen in 
größerer Anzahl bereitgestellt wer­
den könnten, um alle Patienten, die 
bei einem denkbaren terroristischen 
Anschlag infiziert worden sind, in sol ­
chen Einrichtungen isolieren und 
behandeln zu können . Deshalb wird 
man auf Gebäudeteile von Kranken­
häusern zurückgreifen und dort provi ­
sorische Isoliereinheiten einrichten 
müssen. 

In solchen Fällen sollten, wenn 
möglich, alle Patienten, die betroffen 
sind, in einem solchen Gebäudeteil 
abgeschottet werden und es sollte 
darauf geachtet werden, dass das dort 
eingesetzte Personal nur zur Pflege 
und Therapie dieser Patienten heran­
gezogen werden darf. Ein Kontakt mit 
anderen Patienten sollte weitest mög­
lich vermieden werden . Auch dort 
benutzte Geräte, wie Beatmungsma­
schinen, evtl. erforderliche Dialyse­
geräte und sonstige therapeutisch 
genutzten Geräte und Instrumentari­
en sollten für die Zeit der Epidemie 
nur dort verwandt werden . 

Gegen impfpräventable Erkrankun­
gen, deren Erreger als biologischer 
Kampfstoff in Frage kommt, wie z. B. 
Milzbrandsporen, sollten ausreichend 
Impfstoffmengen bereitgehalten wer­
den, um Abriegelungsimpfungen in 
betroffenen Regionen vornehmen zu 
können . 

Wichtig ist, dass die Gesund­
heitsämter bei Umbauplanungen von 
Intensivstationen darauf achten, dass 
dort zumindest eine geringe Anzahl 
isolierfähiger Zimmer mit Unterdruck-

Notfallvorsorge 2/2000 
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führung und geeignetem Schleusen­
system sowie eigene Entsorgungs­
möglichkeiten geplant und in Zukunft 
auch gebaut werden . 

Bei kritischer Durchsicht der gesetz­
lichen Regelungen kann gesagt wer­
den, dass zurzeit, zumindest in Rhein­
land-Pfalz, weder die Kommunen 
noch das Land in geeigneter Weise 
diesen Sicherstellungsauftrag ernst 
genommen haben . Entsprechende 
geeignete Einrichtungen für solche 
Infektionen sind allenfalls rudimentär 
oder in nicht optimaler Ausstattung 
vorhanden. 

In Rheinland-Pfalz 

Einsatzpläne aufzustellen und fortzu­
schreiben, die mit den Alarm- und Ein­
satzplänen der Gemeinden in Ein ­
klang stehen. Zur Heranziehung in sol­
chen Fällen werden in § 17 des Kata­
strophenschutzgesetzes zusätzliche 
öffentliche und private Hilfsorganisa­
tionen, insbesondere der Arbeiter­
Samariter-Bund, die Deutsche Lebens­
rettungsgesellschaft, das Deutsche 
Rote Kreuz, die Johanniter Unfallhilfe, 
der Malteser Hilfsdienst und das Tech­
nische Hilfswerk genannt, wenn sich 
diese Organisationen allgemein zur 
Mitwirkung bereit erklärt haben. 

Maßnahmen zur Ausweitung der Bet­
tenkapazität innerhalb von Kranken­
hausbereichen aufgezeichnet werden . 

Das Landesgesetz hat in § 24 beson­
dere Pflichten von Angehörigen der 
Gesundheitsberufe formuliert. Hier 
heißt es, dass in ihrem Beruf tätige 
Ärzte, Zahnärzte, Tierärzte, Apotheker 
und Angehörige sonstiger Gesund­
heitsberufe sowie das ärztliche und 
tierärztliche Hilfspersonal im Rahmen 
der allgemeinen Hilfe und des Kata­
strophenschutzes verpflichtet sind, sich 
hierzu für die besonderen Anforde­
rungen fortzubilden sowie an ange-

kommt zusätzlich das Lan­
desgesetz über den 
Brandschutz, die allge­
meine Hilfe und den Kata­
strophenschutz (Brand­
und Katastrophenschutz­
gesetz LBKG vom 
02.11 .1981) zur Anwen­
dung . Hiernach obliegt 
den Gemeinden eine Auf-

Wichtig ist, dass die Gesundheitsämter bei 
Umbauplanungen von Intensivstationen 
darauf achten, dass dort zumindest eine 

geringe Anzahl isolierfähiger Zimmer mit 
Unterdruck führung und geeignetem 

Schleusensystem sowie eigene Entsor­
gungsmöglichkeiten geplant und in 

Zukunft auch gebaut werden. 

ordneten oder genehmigten 
Einsätzen, Übungen, Lehrgän­
gen und sonstigen Ausbildungs­
veranstaltungen teilzunehmen 
und den dort ergangenen Wei­
sungen nachzukommen. 

Spektrum der Gefahren 

Als mögliche Erreger bei bio­
logischen Kampfstoffen werden 

gabe für den Brandschutz 
und die allgemeine Hilfe, 
den Landkreisen für den 
überörtlichen Brand-
schutz und für die 
überörtliche allgemeine 
Hilfe, den Landkreisen 
und den kreisfreien Städ-

Bei kritischer Durchsicht der gesetzlichen 
Regelungen kann gesagt werden, dass zur­
zeit, zumindest in Rheinland-Pfalz, weder 
die Kommunen noch das Land in geeigne­

ter Weise diesen Sicherstellungsauftrag 

z. B. folgende diskutiert 4
: 

Bakterien: Milzbrand, Yersi ­
nia pestis, Francisella tularensis, 
Brucella spezies (Brucellosis), 
Coxiella burneti (Q-Fieber). 

ten für den Katastrophen-
schutz und dem Land für 
die zentralen Aufgaben des Brand­
schutzes, der allgemeinen Hilfe und 
des Katastrophenschutzes sowie für 
die Aufgaben des Gefahrenschutzes. 
Allen Behörden und Dienststellen des 
Landes sowie der Aufsicht des Landes 
unterstehende Träger öffentlicher 
Aufgaben sollen über ihre Zuständig­
keiten und die Amtshilfe hinaus die 
originären Aufgabenträger bei der 
Vorbereitung und Durchführung von 
Maßnahmen für die Abwehr von 
Gefahren im Rahmen ihrer Möglich­
keiten unterstützen. 

Auch nach dem Landesgesetz über 
den öffentlichen Gesundheitsdienst 
(ÖGDG) von Rheinland-Pfalz besteht 
für den öffentlichen Gesundheitsdienst 
eine beratende Tätigkeit für die Bevöl­
kerung und für Träger öffentlicher 
Aufgaben bei gesundheitlichen Fra­
gestellungen. Gleichzeitig hat er dar­
auf hinzuwirken, dass übertragbare 
Krankheiten beim Menschen verhütet 
und bekämpft werden. 

Sowohl die kreisfreien Städte als 
auch die Landkreise haben Alarm- und 
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ernst genommen haben. 

Im 5. Abschnitt des Katastrophen­
schutzgesetzes Rheinland-Pfalz wer­
den nähere Ausführungen zum 
Gesundheitsbereich gemacht. Hier 
wird festgehalten, dass die Aufgaben­
träger mit den Sanitätsorganisatio­
nen, Krankenhäusern, Apotheken und 
berufsständischen Vertretungen der 
Angehörigen der Gesundheitsberufe 
aus ihrem Gebiet zusammenarbeiten . 
Diese sind in die Alarm- und Einsatz­
pläne einzubeziehen. 

Die Träger von Krankenhäusern 
sind gleichzeitig verpflichtet, eigene 
Alarm- und Einsatzpläne aufzustellen 
und fortzuschreiben, die mit den 
Gemeinden und Landkreisen abge­
stimmt werden müssen. Benachbarte 
Krankenhäuser haben sich gegensei­
tig zu unterstützen und die Alarm­
und Einsatzpläne aufeinander abzu­
stimmen. In den Alarm- und Einsatz­
plänen der Krankenhäuser sind auch 
die Unterstützungsmöglichkeiten 
durch die niedergelassenen Ärzte und 
die Hilfsorganisationen zu berücksich­
tigen . Insbesondere müssen auch 

Viren: Pockenvirus, Virus der 
Pferdeencephalitis, Arenaviren, 
Bunyaviren, Filoviren, Flaviviren 

(Hämorrhagische Fieber). 

Toxine: Staphylokokken enteroto­
xin B, Ricin, Botulismustoxin, Trichlo­
thecin, sonstige Mykotoxine, Saxitoxin. 

Bei gewünschtem tödlichem Aus­
gang eines terroristischen Anschlages 
wird man eher auf einen Erreger wie 
Bacillus anthracis, Ebola-Virus, Mar­
burg-Virus, Lassa-Fieber-Virus, Kongo­
Fieber-Virus, Pest, Pockenvirus oder 
Yersinia pestis zurückgreifen . Bei bio­
logischen Kampfstoffen dürfte wahr­
scheinlich Viren der Vorzug vor Bakte­
rien gegeben werden, da spezielle 
antibiotische Behandlungsmaßnah­
men dann nicht durchgeführt werden 
können und die Behandlung sich 
schwieriger gestaltet als bei bakteriel­
len Infektionen. Bei terroristischen 
Anschlägen sind auch Kontaminatio­
nen von Trinkwasserreservoirs mit 
hochinfektiösen Darmerregern denk­
bar, wie Typhus oder ähnlichem. 

Bei militärischen Einsätzen wird 
man eher auf Erreger mit kurzer Inku­
bationszeit, bei terroristischen Eingrif- ~ 
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Anschläge, z. B. im Bereich größerer Flughäfen, können zu Erkrankungsfällen 
in vielen verschiedenen Ländern führen . Eine rasche Schadenserkennung ist 
erschwert, die angemessene medizinische Reaktion verzögert sich. 

fen wegen der schlechteren Verfolg­
barkeit auf solche mit längeren Inku­
bationszeiten zurückgreifen. 

Prinzipiell kommen bei biologi­
schen Kampfstoffen folgende Über­
tragungswege bzw. Schädigungsmög­
lichkeiten in Frage: 

1. Inhalation, 
2. Ingestion, 
3. Injektion, 
4. Hautresorption, 
5. indirekte Wege über infizierte 

Nagetiere oder Insekten, 
6. Schädigung des Tier- oder Pflanzen­

bestandes. 

Im Band "Medical Aspects of Che­
mical and Biological Warfare" werden 
hypothetische Zahlen von getöteten 
und durch Erkrankung handlungsun­
fähig gemachten Personen abge­
schätzt in Anlehnung an den WHO­
Bericht "Health Aspects of Chemical 
and Biological Weapons", (Geneva, 
Switzerland : World Health Organizati­
on; 1970: 984). 

Hier werden bei einer Ausstreuung 
von 50 kg eines biologischen Agens 

Foto: OsKom-Archiv 

entlang einer 2-km-Linie, windauf­
wärts eines Bevölkerungszentrums 
von 500.000 Menschen bei verschiede­
nen Erkrankungen Zahlen angegeben. 

Die in Tabelle 1 aufgelisteten Zah­
len zeigen das mögliche Ausmaß einer 
solchen Epidemie, wie sie z. B. bei 
Anwendung von Bacillus Anthracis 
auftreten kann. 

Gefährdungssituation am 
Beispiel Milzbrand 

Es soll hier nicht auf alle möglichen 
Erreger näher eingegangen werden . 
Da aber sowohl bei der AUM-Terror­
gruppe in Japan 1995 als auch bei 
einer Wohnungsdurchsuchung in 
Frankreich bei Angehörigen der "Rote 
Armee Fraktion" vor einiger Zeit Kul ­
turen mit Milzbranderregern gefun­
den wurden 2.5 (in Japan noch zusätz­
lich Botulismustoxin), soll am Beispiel 
von Milzbrand die Gefährdungssitua­
tion näher erläutert werden. 

Bei einem terroristischen Anschlag 
mit biologischen Kampfstoffen muss 
in diesem Fall vermehrt mit dem Auf­
treten von Lungenmilzbrand gerech-

Geschätzte Auswirkungen bei verschiedenen Erregern' Tabelle 1 

Agent Downwind Reach (km)* Dead 
Incapacitated 

Rift Valley Fever 400 35,000 
Tick-Borne Encephalitis 1 9,500 35,000 
Typhus 5 19,000 85,000 
Brucellosis 10 500 100,000 
Q-Fever >20 150 125,000 
Tularemia >20 30,000 125,000 
Anthrax >20 95,000 125,000 
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net werden . Wegen der extrem lan­
gen Persistenz von Bacillus anthracis in 
der Umwelt in Sporenform mit jahre­
langer Infektionstüchtigkeit sind 
besondere laufende und Schlussdesin­
fektionsmaßnahmen vorzusehen . Die­
se müssen sich auf alle Flächen, Instru­
mente, das Geschirr, die Wäsche, Tex­
tilien und die Räume beziehen, mit 
denen der Patient Kontakt hatte bzw. 
in denen der Patient untergebracht 
war. Die Raumdesinfektion ist durch 
eine Verdampfung oder Vernebelung 
mit Formaldehyd durchzuführen, 
anschließend eine Scheuerdesinfekti­
on der Flächen mit Mitteln und Ver­
fahren der RKI-Liste 6

. 

Eine Dekontamination der durch 
einen solchen Anschlag betroffenen 
Gebiete ist schier unmöglich, was leid­
voll die Erfahrungen in Großbritanni­
en im Bereich der für Versuchszwecke 
genutzten Insel Gruinard vor Schott­
land gezeigt hat. 1943 war es auf dem 
benachbarten schottischen Festland 
zu einer Milzbrandepidemie beim 
Vieh gekommen 2

. Alle durchgeführ­
ten Versuche, die Insel von dem Milz­
branderreger zu befreien, z. B. der 
Versuch des Abflämmens, schlugen 
fehl. Durch Einwirken von Insekten 
oder Kleintieren sowie Vögeln werden 
die Sporen auch in tiefere Boden­
schichten eingebracht und nach sol ­
chen Dekontaminationsmaßnahmen 
auch wieder durch Kleintiere, Vögel 
und Insekten an die Oberfläche beför­
dert. 

Folgerungen für einen Notfall­
bzw. Katastrophenschutzplan 

In Rheinland-Pfalz wurden bei acht 
größeren Krankenhäusern Depots mit 
Notfallmedikamenten eingerichtet. 
Diese Depots sind jedoch primär 
gedacht zur Versorgung von Schwerst­
verletzten und wurden nach der 
Brandkatastrophe von Ramstein ein­
gerichtet. Durch gegenseitige Unter­
stützung wären also in Rheinland­
Pfalz 400 solcher Verletzter kurzzeitig 
zu versorgen . Diese Depots sind 
jedoch nicht mit entsprechenden 
Mengen an Antibiotika ausgestattet, 
um zeitgerecht bei Schadensereignis­
sen mit biologischen Kampfstoffen zu 
reagieren. Eine Rückfrage bei einem 
rheinland -pfälzischen Apotheken­
großhandel ergab, dass dort etwa 30 
Packungen mit Benzyl-Penicillin ver­
fügbar wären, welches zur Behand­
lung von Milzbrand eingesetzt wer­
den soll; die Rückfrage bei einem 
pharmazeutischen Hersteller ergab, 
dass von dort aus kurzfristig Benzyl­
Penicillin für die Behandlung von ca . 

Notfallvorsorge 2/2000 
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Der öffentliche Gesundheitsdienst ist 
jedoch aus eigener Kraft nicht in der Lage, 

bei einem biologischen Schadensfall 
Ermittlungen anzustellen. Eine rasche 
Identifizierung des Erregers ist jedoch 

unabdingbar, um entsprechende Maßnah­
men ergreifen zu können. 

Ingestionsweg etc.). 
Dem eventuell noch 
möglichen Ausschal­
ten einer Infektions­
quelle, z. B. bei einer 
Trinkwasserkontami­
nation, kommt her­
ausragende Bedeu­
tung zur Verhinde­
rung der Weiterver-

3.000 Personen zur Verfügung gestellt 
werden könnte (mittlere Behand­
lungsdauer 2-4 Wochen). Die Nach­
produktion des Produkts in ausrei­
chender Menge würde mindestens 6 
Wochen betragen, falls genügend 
Rohmaterial zur Herstellung vorhan­
den wäre, anderenfalls 4-5 Monate. 

breitung einer Infek­
tion zu. In Frage kommen auch sicher­
heitshalber kurzfristige Maßnahmen, 
wie ein Abkochgebot von Trinkwasser 
bei entsprechendem Verdacht. 

Der öffentliche Gesundheitsdienst 
ist jedoch aus eigener Kraft nicht in 
der Lage, bei einem biologischen 
Schadensfall Ermittlungen anzustel­
len. Eine rasche Identifizierung des 
Erregers ist jedoch unabdingbar, um 
entsprechende Maßnahmen ergreifen 
zu können . Die beste Strategie, um 
auf bioterroristische Angriffe vorbe­
reitet zu sein, ist es, 

ten Erregernachweis von Milzbrand, 
Beulenpest, Botulismus-Toxin und Sta­
phylokokkentoxin zu ermöglichen 4

. 

Wir haben zur Zeit noch kein epi­
demiologisches Überwachungssystem, 
welches geeignet wäre, ein eventuel­
les Schadensereignis frühzeitig zu 
erkennen. Erst beim Auftreten größe­
rer Fallzahlen oder beim Vorliegen 
eines Bekennerschreibens nach einem 
terroristischen Anschlag mit biologi­
schen Waffen könnten zielgerichtete 
Quellenermittlungen eingeleitet wer­
den, um eine weitere Ausbreitung zu 
verhindern . Die Grenzen solcher Maß­
nahmen liegen jedoch im jeweiligen 
Erreger begründet. Beim Einsatz von 
Milzbrandsporen müsste befürchtet 
werden, dass eine Gegend für immer 
oder zumindest für längere Zeit nicht 
mehr bewohnbar ist. Die gesamte 
Infrastruktur einer Gesellschaft wäre 
hierdurch betroffen. 

Berücksichtigt man die weiter oben 
angegebenen Zahlen, die bei einer 
Bevölkerung von 500.000 in einer 
Region betroffen sind, muss man zu 
dem Schluss kommen, dass eine aus­
reichende medizinische Versorgung 
auch bei Berücksichtigung der Einsatz­
möglichkeit anderer Antibiotika bei 
einem solchen Schadensereignis nicht 
mehr möglich sein wird und eine 
größere Anzahl tödlicher Verläufe in 
Kauf genommen werden muss. So 
bleibt bei diesem Schreckenszenario 
nur noch die Möglichkeit einer konse­
quenten Isolation nicht mehr behan­
delbarer Erkrankter mit allen ethi ­
schen und moralischen Problemen. 
Biologische Waffen können ansonsten 
eine Kettenreaktion mit unendlichen 
Folgen auslösen. 

effektive Strategien 
für die Bekämpfung 
von Infektionskrank­
heiten überhaupt 
vorzuhalten 7

. 

Ungenügende Vor­
bereitung, schlechte 
Personal- und Sach­
ausstattung müssen 

Beim Einsatz von Milzbrandsporen müsste 
befürchtet werden, dass eine Gegend für 
immer oder zumindest für längere Zeit 
nicht mehr bewohnbar ist. Die gesamte 

Infrastruktur einer Gesellschaft wäre hier­
durch betroffen. 

Wo kann man jedoch eine größere 
Anzahl von Patienten absondern? 
Unsere Krankenhäuser würden bei 
fehlenden lüftungstechnischen Vor­
aussetzungen wahrscheinlich in ihrer 
sonstigen Funktion zur Behandlung 
anderer Krankheitsbilder massiv 
beeinträchtigt werden. Hierdurch 
muss mit zusätzlichen negativen Aus­
Wirkungen in der betroffenen Region 
gerechnet werden. Wird man bei nicht 
behandelbaren Erkrankten auf weiter 
entfernte Absonderungsmöglichkei­
ten zurückgreifen 

zu zeitlichen Verzö-
gerungen bei der 
Erkennung, Wertung und der Einlei­
tung geeigneter Maßnahmen führen, 
sie können dazu führen, dass fatale 
Folgen eintreten. 

Ausrüstungsgegenstände wie 
Schutzanzüge mit Außenluft-unab­
hängigen Atemgeräten sind nicht 
mehr vorhanden . Labors in erreichba­
rer Nähe, die kurzfristig zu peR-Unter­
suchungen zur Erkennung und Diffe­
renzierung einer biologischen Scha­
densursache in der Lage wären, ste­
hen zur Unterstützung nicht zur Ver­
fügung . Das in den USA entwickelte 
"Biological Integrated Detection 
System" (BIOS) ist in der Lage, in ver­
dächtigen Luftproben einen indirek-

müssen, wie z. B. 
abgelegene Gebäu­
de (Hotels, einzurich­
tende Zelte etc.)? 

Ausrüstungsgegenstände wie Schutzanzüge 
mit Außenluft-unabhängigen Atemgeräten 

Wie bei allen übri­
gen seuchenhygieni ­
schen Ermittlungen 
des Gesundheitsam­
tes ist es besonders 
Wichtig, die Quelle 
der Ansteckung zu 
ermitteln (Luftweg, 
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sind nicht mehr vorhanden. Labors in 
erreichbarer Nähe, die kurifristig zU PCR­
Untersuchungen zur Erkennung und Diffe­
renzierung einer biologischen Schadens ur­
sache in der Lage wären, stehen zur Unter-

stützung nicht zur Verfügung. 

----
Teil 11 und Schluss in "Notfallvorsor­

ge" 3/2000 
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Die Proliferation von 
Massenvernichtungswaffen 1

: 

Herausforderungen für 
Entscheidungsträger 2 

von Oberstarzt Dr. Torsten Sohns, Sanitätsakademie der Bundeswehr, München 

Teil I 

Teil 11 und Schluss folgt in Ausgabe 3/2000 der Notfallvorsorge 

"Die Weiterverbreitung atomarer, biologischer und chemischer Waffen (ABC­
Waffen) und ihrer Trägersysteme kann eine unmittelbare militärische Bedro­
hung für die Bevölkerung, das Territorium und die Streitkräfte von Bünd­
nispartnern darstellen und bleibt daher für die Allianz Grund zu ernster Sorge. 
... Die Initiative zu den Massenvernichtungswaffen wird ... die Entwicklung 
einer Strategie zur Unterrichtung der Öffentlichkeit durch Bündnispartner 
unterstützen, um das Bewusstsein der Öffentlichkeit für die Proliferationsthe­
matik ... zu steigern" (aus der Erklärung der Staats- und Regierungschefs auf 
dem NATO-Gipfeltreffen in Washington 1999). 

1. Proliferation und 
Risikoanalyse 

1.1 Risikoabschätzung 

Bei der Risikoabschätzung sind zwei 
Dimensionen zu betrachten: die quali­
tative, bei der es um die Merkmale 
möglicher Risiken geht, und die quan­
titative, die die Wahrscheinlichkeit 
eines solchen Ereignisses betrachtet. 

ABC-Risiken ergeben sich aus der 
Existenz von Staaten, Gruppen oder 
Einzeltätern, die ABC-Waffen anstre­
ben, und der Wahrscheinlichkeit, dass 
sie in Besitz dieser Waffen sind . So ist 
bereits ein Risiko gegeben, wenn sie 
Zugang zu ABC-Waffen oder -Kampf­
stoffen haben. Weitere Risikofaktoren 
sind die Verfügbarkeit von Einsatzmit­
teln, insbesondere Raketen mit mittle­
rer oder längerer Reichweite, ver­
wundbare Ziele und der erzielbare 
Schaden. 

Aus dem Risiko wird eine Bedro­
hung, sobald bei einer Nation, einer 
Gruppe oder einem Einzeltäter konkre­
te Absichten bestehen, ABC-Waffen 
einzusetzen. Diese Absichten können 
Folge globaler politischer Konstellatio­
nen oder der persönlichen Situation 
eines einzelnen Fanatikers sein - Fakto­
ren, auf die im Rahmen dieses Artikels 
nicht eingegangen werden kann . 

Vor allem bei Auslandseinsätzen 
sind neben den "klassischen" oder 
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"militärischen" ABC-Risiken, die aus 
der Existenz von nuklearen, biologi ­
schen und chemischen Waffen resul ­
tieren, auch Gefahren zu berücksichti­
gen, die ähnliche gesundheitliche Wir­
kungen wie ABC-Waffen haben kön­
nen: Infolge der weltweiten Verbrei­
tung der Kerntechnik und der chemi­
schen Industrie können Streitkräfte z. 
B. im Rahmen friedensunterstützen­
der Missionen mit entsprechenden 

Der Griff nach der Bombe 
Land Nuklear- Biologische 

waffen Waffen 

Irak bis zum in Entw ick lung Produkt ion, 
Golfkrieg 1991 erhebliche 

Bestä nde 

Irak danach nein, z.T. Verbleib der 
ungeklärt Best ände 

ungeklärt 

Iran Entwick lung vermutli ch 
wahrscheinlich 

Syrien nein vermutli ch 

Libyen se it 1980 ke in versuchter Kauf 
Fortschritt von Produkti-

onsanlagen 

Ägypten nein vermut lich 
eingestellt 

Saudi -Arabien nein nein 

Indien ja ungeklärt 

Pakistan ja mög licherweise 

Nordkorea in Entw ick lung vermutli ch 

Risikopotenzialen im zivilen Bereich 
konfrontiert werden . Hierzu gehören 
insbesondere Kernkraftwerke, techni ­
sche und medizinische Strahlenquel­
len, abgereichertes Uran sowie Pro­
duktionsstätten un'd Lager fü r giftige 
Chemikalien wie Phosgen, Blausäure, 
Chlorgas oder Insektizide. Die Sicher­
heitsstandards f ür derartige Einrich­
tungen im Einsatzgebiet können 
weniger hoch sein als in den Entsen­
destaaten, und aufgrund von Umstän­
den wie etwa einem Bürgerkrieg kann 
das qualifizierte einheimische Kon­
trollpersonal reduziert sein oder gar 
nicht mehr zur Verfügung stehen. Von 
solchen Einrichtungen ausgehende 
gesundheitliche Risiken müssen nicht 
einmal von einem einzelnen gefährli­
chen Stoff ausgehen, sondern können 
auch aus Explosionen, Bränden und 
zugehörigen Nebenprodukten resul­
tieren. 

Beispiele für mögliche Konsequen­
zen niedrigerer Sicherheitsstandards 
sind die Unfälle im ukrainischen Kern­
kraftwerk Tschernobyl (1986) und in 
einer chemischen Fabrik im indischen 
Bhopal (1984) . In Bhopal wurde 
Methylisocyanat freigesetzt, wodurch 
mehr als 3.300 Menschen starben. 

Ferner kann es durch Vernachlässi­
gung von Hygienemaßnahmen im Ein­
satzgebiet zur Reaktivierung natürli ­
cher Reservoire und infolgedessen zu 
Epidemien kommen. Mitglieder aus­
ländischer Streitkräfte können für die 
endemischen Krankheiten anfälliger 
sein als die einheimische Bevölkerung. 

Quell e: " Der Spiegel" (mod ifiziert) 

Chemische Trägertechnologie 
Waffen 

ja weiterre ichende 
Scud-Raketen 

evt l. weit ere insgeheim Fortführung der 
versteckte Programme 
Best ände 

ja Scud-C von Nord korea; evtl. 
eigene Produktion; Entwick-
lung ei ner 2000-km-Rakete 
(Shahab-3) 

ja Scud-C aus Nordkorea; Pro-
duktionsa nlagen im Auf bau 

ja vermut lich Scud-Prog ramm 
nordkoreanischer Hilfe 

eingestellt Scud-Technolog ie aus Nord-
korea; Produktion im Auf bau 

nein CSS-2-Rakete aus China 

möglicherweise Prithvi-Raketen, 
Produkt ionsan- Agni -Raketen 
lagen im Aufbau 

möglicherweise M-11 -Technologie 
Produktionsan-
lagen im Aufbau 

ja ba ut Scud-Modifi kationen 
(NO DONG, TAEPO DON G ) 
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1.2 Risikowahrnehmung 

Über ABC-Waffen und ihre Verbrei­
tung dringen - von Atomwaffentests 
abgesehen - nur wenige Informatio­
nen an die Öffentlichkeit. Aus diesem 
Grund sind sich die breite Öffentlich­
keit und eine Reihe von Entschei­
dungsträgern in vielen Ländern der 
Risiken nicht bewusst, die mit der Pro­
liferation von Massenvernichtungs­
waffen verbunden sind. 

Eine andere Gruppe von Entschei­
dungsträgern jedoch hat Zugang zu 
nachrichtend ienstl ichen Unterlagen . 
Diese enthielten in den letzten Jahren 
zunehmend Berichte über die Gefah­
ren, die sich aus der Proliferation von 
Massenvernichtungswaffen ergeben . 
Von diesem Personenkreis sollte man 
eine ausgeprägte Risikowahrneh­
mung erwarten . Es ist daher verwun­
derlich, wie wenige Ressourcen (Perso­
nal, Ausbildung, Forschung/Entwick­
lung und Beschaffung) bisher in vielen 
Ländern zugunsten entsprechender 
Vorsorgemaßnahmen gegen die dro­
henden Gefahren bereitgestellt wur­
den. 

Der Golfkrieg von 1991 hat die Fol­
gen einer unzureichenden Risiko­
wahrnehmung deutlich gemacht. Das 
geheime ABC-Programm eines Risi ­
kostaates wurde unerwartet zur rea­
len Gefahr. Zur Erkennung der wirkli­
chen Dimension der Gefahr im Irak 
bedurfte es jahrelanger intensiver 
Nachforschungen durch die United 
Nations Special Commission (UNS­
~OM) und der Aussagen hochrangiger 
Uberläufer. 

Chemical and Biological Defense Programm Appropriations 
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1.3 Proliferation 

Die Angaben in der Tabelle unter 
der Überschrift "Der Griff nach der 
Bombe" (Seite 16) wurden in dem 
deutschen Nachrichtenmagazin "Der 
Spiegel" unter Bezugnahme auf ein 
vertrauliches Dokument des Bundes­
nachrichtendienstes vom Mai 1997 
veröffentl icht. 

Anfang des Jahres 2000 berichtete 
das Magazin "Focus"3, dass die Reich­
weite irakischer Raketen in den kom­
menden Jahren so weit gesteigert 
werden könnte, dass sie nach 2005 in 
der Lage seien, auch Teile Deutsch­
lands zu erreichen. Wenige Jahre spä­
ter könnten auch iranische Raketen 
eine solche Reichweite erlangen. 

Eine weitere wesentliche Lehre aus 
dem Golfkrieg ist die, dass ungenü­
gende Vorbereitung auch im medizini­
schen Bereich zu Improvisation und 
Eilmaßnahmen zwingt, die erhebliche 
Konsequenzen haben können. So 
klagten nach dem Einsatz Tausende 
von Soldaten über verschiedene 
unspezifische gesundheitliche Störun­
gen, die sie zum Teil als Folge dieser 
Improvisations- und Eilmaßnahmen 
ansahen. Infolge unzureichender 
medizinischer Dokumentation und 
fehlender wissenschaftlicher Belege 
konnten weder die Veteranen ihre 
Thesen beweisen noch konnten Gut­
achter schlüssige Gegenbeweise vorle­
gen. Dies ist das Dilemma des "Golf­
kriegssyndroms" . Abgesehen von dem 
Leid des Einzelnen bedeutete es für 
die betroffenen Streitkräfte mehr als 

Unser Preishit -
aus GORE-TEX®/FIROLUX ­

kompromißlos Normen-Conform, 

erfüllt die Anforderungen der GUV 

und ist zertifiziert nach: 

• EN 471, Klassen 2 und 3 
(VOllgültiger Warnschutz) 

• EN 533, Index 1 (Flammschutz) 
• EN 343, Klasse 3.3 (Nässeschutz) 

Dazu passend 
die wasserdichte 
Base Cap aus GORE-TEX" 
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Modellserie 

Conform Fordern 
Sie unser 

detailiertes 
Prospekt· 

material an. 

G 
C!" Geilenkothen 
~ Schutzkleidung 
~ Gerolstein 

Firma Geilenkothen 
Fabrik für Schutzkleidung GmbH 

Müllenborner Str_ 44-46, 54568 Gerolstein 
Tel. 06591 / 9571 -0, Fax 0 65 91 / 9571 -32 

Homepage www_geilenkothen_de 
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ein halbes Jahrzehnt lang "bad news" 
in den Medien. Ein Ende der öffentli­
chen Kritik und Verunsicherung ist 
nicht abzusehen. 

Die USA geben ein positives Bei ­
spiel für eine ausgeprägte Risikowahr­
nehmung und die Bereitschaft, die 
nötigen Konsequenzen zu ziehen . Sie 
beziehen die Gefahren aus der Prolife­
ration von Massenvernichtungswaffen 
sehr viel stärker als in der Vergangen­
heit in ihre Aktivitäten ein . Ein Bei­
spiel hierfür ist die Haushaltsplanung 
für die US-Streitkräfte, die eine 
wesentliche Erhöhung der Mittel für 
den Schutz gegen Massenvernich­
tungswaffen vorsieht. 

2. Nukleare Risiken 

2.1. Nuklearw affen 

In dem neuen Sicherheitsumfeld, in 
dem aus einstigen Gegnern mittler-

/ 

Tschechien I 

slowak~( 
Os e reich Ungarrv 

I 

" 
/ 

/ 

Januar 1991, 
Golfkrieg: 
Wrack einer 
SCUD-Rakete, 
die im saudi­
arabischen Riad 
einschlug. 
Herkunft: Irak. 

Foto: dpa 

weile Partnerländer geworden sind, 
stützt sich die NATO in einem wesent­
lich geringerem Umfang auf ihre 
Nuklearstreitkräfte, und sie ist auch 
nicht im Besitz von biologischen oder 
chemischen Waffen . Die NATO-Strate­
gie zur Kriegsverhütung wird nicht 
mehr von der Vorstellung einer 
nuklearen Eska lation dominiert, son­
dern verlässt sich stärker auf die Ent­
wicklung einer gemeinsamen europäi ­
schen Sicherheitsarchitektur und auf 
die Fähigkeit der NATO zur Krisenbe­
wältigung mit diplomatischen und 
anderen Mitteln bzw. gegebenenfalls 
zur erfolgreichen konventionellen 
Verteidigung . Die Nuklearstreitkräfte 
der NATO spielen weiterhin eine wich­
tige Rolle für die Kriegsverhinderung, 
aber diese Rolle ist eher politischer Art 
und nicht mehr auf eine konkrete 
Bedrohung ausgelegt. 

Die Fähigkeit zur Erhaltung und 
Wiederherstellung der Gesundheit A-

/ Schwarzes Meer 

Italien 
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Exponierter 4 ist Bestandteil eines 
g laubwürdigen Abschreckungskon­
zepts des Bündnisses. Darüber hinaus 
ist diese Fähigkeit unverzichtbar, um 
für die Soldaten in jeder denkbaren 
Lage eine medizinische Versorgung 
nach dem Stand von Wissenschaft und 
Technik leisten zu können. 

Im Rahmen dieser Analyse ist auch 
das nukleare Potenzial der Atom­
mächte zu berücksichtigen. Nach wie 
vor sind mehrere tausend Atomwaf­
fen in Europa stationiert, wobei ein 
überproport ional großer Anteil auf 
Russland entfällt. Zwar liegt für einen 
Einsatz von Atomwaffen derzeit die 
Schwelle sehr hoch - im Westen spricht 
man von "weapons of last resort" s. 
Jedoch gibt es weder eine Garantie, 
dass weltweit alle Atomwaffenbesit­
zer diese sehr zurückhaltende Ansicht 
teilen, noch dass sie "ihre" Schwelle in 
Zukunft auf dem heutigen hohen 
Niveau halten werden . 

Veränderungen sind lagebezogen 
in einem Konflikt oder durch Abwand­
lung militär- und sicherheitspolitischer 
Konzeptionen denkbar. So könnte 
eine Atommacht für den Fall einer 
Unterlegenheit ihrer konventionellen 
Streitkräfte eine Senkung der nuklea­
ren Schwelle erwägen, insbesondere 
wenn sie einem Gegner mit B- oder ( ­
Waffen gegenübersteht.6 Ein anderes 
Beispiel ist die Senkung der Nuklear­
schwelle in der neuen Konzept ion 
Nationale Sicherheit der Russischen 
Föderation . Sah die Fassung von 1997 
noch einen Einsatz von Nuklearwaffen 
bei einer "Bedrohung für die Existenz 
Russlands als souveräner Staat" vor, so 
ist bei der aktuellen Version vom 10. 
Januar 2000 ein Einsatz bereits mög­
lich, wenn "im Falle der Notwendig­
keit der Abwehr einer bewaffneten 
Aggression alle anderen Maßnahmen 
zur Lösung einer Krisenreaktion 
erschöpft sind oder sich als ineffektiv 
erwiesen haben". 

Des Weiteren müssen wir berück­
sichtigen, dass sich infolge der Prolife­
ration der Nuk leartechnologie die 
Zahl der im Besitz von Atomwaffen 
befindlichen Länder weiter erhöhen 
wird und dass andere Atomwaffenbe­
sitzer sich nicht notwendigerweise an 
die westliche Politik eines Einsatzes 
dieser Waffen als letztes Mittel halten 
müssen . Neben den fünf vom UN­
Sicherheitsrat und im Nichtverbrei ­
tungsvertrag (NVV) anerkannten 
Kernwaffenstaaten (..PS") traten im 
Mai 1998 zwei selbst ernannte Atom­
mächte auf: Indien und Pakistan. Die-
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se bei den Staaten kamen aus den Rei ­
hen der Schwellenländer, und mögli­
cherweise werden weitere folgen. 

Besondere Beachtung gebührt 
auch dem Risiko, dass terroristische 
Vereinigungen und Gruppierungen 
des organisierten Verbrechens sich 
Zugriff auf Atomwaffen verschaffen . 
In diesem Zusammenhang müssen 
bestehende Nuklearpotenziale nicht 
nur unter dem Aspekt der Proliferati ­
on von Fachwissen, sondern auch im 
Hinblick auf die Möglichkeit der Wei ­
tergabe von Atomwaffen und waffen­
fähigem Kernbrennstoff betrachtet 
werden . Der Alptraum der Weiterga­
be kann uns eines Tages heimsuchen, 
wenn sich in einem Kernwaffenstaat 
Instabilität, Korruption oder Extremis­
mus entwickeln . Unter solchen Ver­
hältnissen können Atomwaffen oder 
ihre Bauteile in die Hände von Bürger­
kriegsparteien gelangen oder an Risi­
kostaaten oder extremistische Länder, 
Terroristen oder andere Kriminelle 
weitergegeben werden . Aus diesem 
Grund ist die Stabilität der Atom­
mächte, insbesondere ein stabiles 
Russland mit seinen enormen Arsena­
len, von ausschlaggebender Bedeu­
tung für die internationale Sicherheit. 

Das Risiko des Einsatzes von 
Nuklearwaffen umfasst damit ein 
breites Spektrum, wobei die ehemals 
bedrohlichste Form - der Massenein­
satz - eher unwahrscheinlich gewor­
den ist. Allein schon aus der Tatsache, 
dass es noch immer große nukleare 
Potenziale in der Welt gibt und das 
Risiko ihres weiteren Anwachsens 
besteht, sind Med A-Schutzfähigkei­
ten weiterhin erforderlich. 

2.2. Radiologische Waffen 

Neuerdings müssen wir nicht nur 
Nuklearwaffen im herkömmlichen 
Sinn, sondern auch sogenannte radiolo-
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gische Waffen in die Risikoanalyse mit 
einbeziehen. Hierbei handelt es sich um 
Waffen, Verfahren bzw. Einsatzformen, 
die radioaktive Substanzen verbreiten, 
zum Beispiel durch konventionelle 
Sprengung eines Behälters mit radioak­
tivem Inhalt. Die Folge ist eine Dispersi­
on strahlender Teilchen. Solche Waffen 
gelten im multilateralen Rüstungskon­
trolIdialog als schwer definierbar bzw. 
kaum konsensfähig. Ihr militärischer 
Wert ist außerdem unklar. Dennoch 
gibt es seit kurzem Hinweise, dass sol­
che Waffen zu einer realen Bedrohung 
werden könnten: 

• UNSCOM stieß auf Hinweise, 
wonach der Irak sich um die Ent­
wicklung radiologischer Waffen 
bemüht hat. Auch andere Staaten 
könnten solche Entwicklungen 
betrieben haben oder betreiben. 

• Am 24. November 1995 wurde in 
den Nachrichten berichtet, dass 
tschetschenische Terroristen die rus­
sische Regierung mit der nuklearen 
Kontamination Moskaus erpres­
sten . Zum Beweis ihrer Fähigkeiten 
teilten sie den russischen Behörden 
das Versteck einer Cäsium-137-
Strahlenquelle mit, die auch 
tatsächlich gefunden wurde, und 
drohten mit der Sprengung von sie­
ben weiteren. 

Besonders besorgt machen muss 
der Moskauer Vorfall in Verbindung 
mit dem illegalen Handel mit Nuklear­
material. Seit dem Zusammenbruch 
der Sowjetunion haben die deutschen 
Sicherheitsbehörden ca. 100 solcher 
Fälle pro Jahr registriert. 

2.3 Weitere Gefahren in Ein­
satzgebieten 

Ein weiteres Risiko sowohl im Rah­
men internationaler Kriseneinsätze als 
auch humanitärer Missionen besteht 

darin, dass Strahlenquellen im Einsatz­
gebiet außer Kontrolle geraten, 
beschädigt oder zerstört werden . 
Auch dies ist leider nicht nur eine 
Hypothese. Im Bürgerkrieg im ehema­
ligen Jugoslawien beschossen die ein­
heimischen Kriegsparteien mit schwe­
ren Waffen z. B. auch Krankenhäuser 
ohne Rücksicht auf dort ggf. vorhan­
dene Strahlenquellen. 

In möglichen Einsatzgebieten kön­
nen weniger strenge Sicherheitsbe­
stimmungen für nukleartechnische 
Anlagen sowie für Handhabung und 
Entsorgung von radioaktivem Materi ­
al als in den Entsendestaaten gelten. 
Auch dies ist keine Hypothese, son­
dern vielmehr Realität im ehemaligen 
Jugoslawien. 

Und schließlich ist bei der Betrach­
tung gesundheitlicher Risiken auch zu 
berücksichtigen, dass abgereichertes 
Uran - ein Abfallprodukt der friedli ­
chen und militärischen Nutzung der 
Kernenergie - für Panzerungen und 
panzerbrechende Munition verwen­
det wird . In der deutschen Wehrtech­
nik wird zwar kein abgereichertes 
Uran verwendet, jedoch ist eine Uran­
exposition von Angehörigen der Bun­
deswehr nicht auszuschließen. 

Teil 11 und Schluss in "Notfallvorsor­
ge" 3/2000 

1 Waffe oder Einrichtung, die dazu bestimmt 
oder in der Lage ist , durch Freisetzung, Verbrei­
tung oder Einwirkung von ionisierender Strah­
lung, Radionukliden, Krankheitserregern, Gif­
ten biologischen Ursrungs, giftigen Chemikali ­
en oder ihrer Vorläufer viele Menschen zu töten 
oder gesundheitlich schwer zu schädigen . 
(modifiziert nach Nunn-Lugar-Domenici Act, 
USA,1996) 

2 Die in diesem Artikel dargelegten Analysen und 
Bewertungen geben die Meinung des Autors 
wider und stellen nicht die amtliche Auffassung 
des Bundesministeriums der Verteidigung oder 
der Bundesregierung dar. 

3 Focus, Heft 9 I 2000 

4 Personen, die den Wirkungen von Atomwaffen 
(im wesentlichen ionisierende Strahlen, Druck­
stoßwelle, Hitzestrahlung) bzw. radioaktiver 
Kontamination ausgesetzt waren. 

s .. Waffen des letzten Auswegs" 

6 Vor Beginn der Operation Desert Storm im Golf­
krieg schrieb US-Präsident George Bush am 
05. Januar 1991 in einem Brief an den irakischen 
Diktator Saddam Hussein: .. .. . that the US will 
not tolerate the use of chemical and biological 
weapons .. . Further, you will be held directly res­
ponsible for terrorist actions against any mem­
ber of the coalition. The American people 
would demand the strongest possible response. 
You and your country will pay a terrible price 
..... Quelle: Public Papers of George Bush, Book 
1: January 1 to June 30, 1991 
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"Zukunftsfähiges Deutsch­
land: Nachhaltige Entwick­
lung, Agenda 21 und die 
Umsetzung am Beispiel der 
Katastrophenvorsorge" 
Teil 1 

Teil 11 und Schluss folgt in Ausgabe 3/2000 der Notfallvorsorge 

von Wolfram Geier"' 

Dieser Essay ist Professor Dr. Lars Clausen, Direktor des Instituts für Soziologie 
und Leiter der Katastrophenforschungsstelle an der Christian-Albrechts-Univer­
sität Kiel zum 65. Geburtstag am 8. Apri/2000 sowie zur Emeritierung nach Ende 
des Sommersemesters 2000 gewidmet. 

I. 

Die 90er Jahre des 20. Jahrhunderts 
sind durch eine Fülle internationaler 
Vereinbarungen und Projekte geprägt, 
die die Staatengemeinschaft im Zuge 
der Globalisierung zu engerer Koope­
ration und zu gemeinsamen Entwick­
lungsanstrengungen für eine 
"zukunftsfähige Welt" aufrufen. Zu 
diesen Projekten gehört auch die Ver­
einbarung des gemeinsamen Leitbildes 
von der "Nachhaltigen Entwicklung" 
(.,Sustainable Development"), das sei­
nen Niederschlag im Abschluss­
dokument der Klimaschutzkonferenz 
von Rio 1992, der sogenannten 
Agenda 21 gefunden hat. Parallel zu 
den Prozessen globaler Kooperationen 
im Bereich Ökologie, Klima- und Arten­
schutz, Sicherung natürlicher Ressour­
cen, wirtschaftlicher Zusammenarbeit 
und Sozialer Entwicklung hatte die 
UNO die 90er Jahre auch zur Interna­
tionalen Dekade für die Reduzierung 
von Naturkatastrophen (IDNDR) er­
klärt, um einen weltweiten Beitrag zur 
Bekämpfung und Reduzierung schwe­
rer, überwiegend durch natürliche 
Ereignisse ausgelöster Katastrophen zu 
leisten.' In diesem Essay sollen die spe­
zifischen Aspekte einer auf Nachhaltig­
keit basierenden Katastrophenvorsor­
ge beleuchtet, die Umsetzungsproble­
me der Agenda 21 in der Bundesrepu­
blik Deutschland kontextuell an die­
sem Beipiel überprüft und ein konkre­
ter Vorschlag für die vorsorgeorientier­
te Umsetzung des Nachhaltigkeitsprin­
zips in Form des "Deutschen Schutz­
Index" in die öffentliche Diskussion 
gebracht werden. 
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11. 

"Our Common Future", der Bericht 
der "Welt-Kommission für Umwelt 
und Entwicklung" der UNO aus dem 
Jahre 1987, besser bekannt als 
"Brundtland-Bericht", wird heute all ­
gemein als Basisdokument für die Pro­
tegierung des globalen Leitbildes der 
"Nachhaltigen Entwicklung" betrach­
tet und gilt als intellektueller Wegbe­
reiter der Konferenz der Vereinten 
Nationen für Umwelt und Entwicklung 
1992 in Rio de Janeiro. Sustainable 
Development wurde dort in der soge­
nannten Rio-Deklaration elementar 
verankert. Im Grundsatz 1 der Deklara­
tion heißt es: "Die Menschen stehen 
im Mittelpunkt der Bemühungen um 
eine nachhaltige Entwicklung. Sie 
haben das Recht auf ein gesundes und 
produktives Leben im Einklang mit der 
Natur. ,, 2 "Sustainable Development" 
wurde damit zum Leitbild für die öko­
logische, ökonomische und soziale 
Entwicklung der Welt im 21 . Jahrhun­
dert erklärt. 

Die Schwerpunkte der Agenda 21, 
des von 178 Staaten der Welt unter­
zeichneten Schlussdokumentes von 
Rio, liegen im Bereich des Umwelt­
schutzes sowie der Proklamation, eine 
neue und gerechte Partnerschaft zwi ­
schen Staaten, Völkern und Gesell ­
schaften aufzubauen. Internationale 
Übereinkünfte, in denen die Interes­
sen aller geachtet und die Integrität 
des globalen Umwelt- und Entwick­
lungssystems geschützt werden, sollen 
helfen, diese Ziele in Anerkennung 
der Unteilbarkeit der Erde und der auf 

Die Vereinten 
Nationen hat­
ten die 90er 
Jahre zur 
Internationa­
len Dekade 

für die Redu-
zierung von 

Naturkatastro­
phen (lDNDR) erklärt. Die Fortsetzung 
der inhaltlichen Arbeit wurde 1999 in 
Genf in Form der "International Stra­
tegy for Disaster Reduction /ISDR" 
für das 21 . Jahrhundert beschlossen. 

ihr bestehenden Wechselbeziehungen 
zu erreichen. 

In Deutschland wird seit Beginn der 
öffentlichen Debatte immer wieder 
kritisiert, dass die Übersetzung von 
"Sustainable Development" mit 
"Nachhaltiger Entwicklung" nicht 
übermäßig geglückt sei. 3 Und in der 
Tat erlebt der Begriff der Nachhaltig­
keit eine geradezu inflationäre 
Anwendung, die dem eigentlichen 
tiefsinnigen Grundgedanken der 
Sustainability mehr schaden denn nüt­
zen kann . Udo Simonis vom Berliner 
Wissenschaftszentrum pointiert und 
persifliert dies zutreffend, wenn er 
sagt, "mit der Idee des Sustainable 
Development ist eine mächtige Idee 
entstanden. Ihre Macht wird im deut­
schen Sprachgebrauch dadurch 
gedämpft, dass der Begriff eigentlich 
nicht übersetzt werden kann. Man 
kann sich nachhaltig besaufen und 
man kann etwas nachhaltig zerstören. 
,Sustainability' braucht also eine ande­
re Übersetzung. Ich habe den Begriff 
,Zukunftsfähige Entwicklung' erfun­
den und ziehe den vor." 4 Der eigen­
willigen Übersetzung von Simonis 
samt deren Implikationen ist zuzu­
stimmen. Die deutsche Begriffswahl 
hat ihre Wurzeln u. a. in den seit dem 
18. Jahrhundert geltenden forstwirt­
schaftlichen Nachhaltigkeitsprinzipi­
en, nicht mehr Wald zu schlagen, als 
aufgeforstet werden kann, um die 
Wald bestände auf Dauer zu sichern . 
Die Ressourcensicherung für künftige 
Generationen ist sicherlich ein wesent­
liches Element von Sustainability, 
jedoch eben nur ein Element. 

Die Charakterisierung von Sustaina­
bility als "mächtige Idee" hat demge­
genüber wesentlich mehr Charisma. 
Sie umscheibt mit einem eindrucksvol­
len Wort, dass nachhaltige oder 
zukunftsfähige Entwicklung ein glo­
bales Leitbild für einen mehrdimensio­
nalen und komplexen gesellschaftli­
chen Entwicklungsprozess ist, der die 
zentralen Faktoren gesellschaftlichen 
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Lebens und Handeins, neben der Öko­
logie und der Ökonomie, Soziales, 
Politik und Kultur in vollem Umfang 
einbezieht. Allerdings darf es dabei 
nicht nur bei einer Idee bleiben. Wir­
kungsvolle politische Strategien sind 
auszuarbeiten, die nicht nur die Öko­
logie und nicht nur die Ressourcensi­
cherung isolieren, sondern gleichwer­
tig die globale Umgestaltung der 
Wirtschaft und die Schaffung der Vor­
aussetzungen für soziale Gerechtig­
keit und Entwicklung an zentraler 
Stelle beinhalten. Bei der Umsetzung 
muss es darum gehen, heute Dinge zu 
tun, die einerseits in Zukunft noch 
Bestand haben werden und die 
Zukunft selbst sichern helfen. Ande­
rerseits müssen sie dazu geeignet sein, 
die Gesellschaft durch diese Hand­
lungsweisen weiter zu entwickeln, 
d. h. so zu verändern, dass eine höhe­
re Qualität entstehen kann, was letzt­
lich Ziel jeder gesteuerten Entwick­
lung ist. 

Erfolgsentscheidend wird sein, dass 
sich die Akteure aus Wirtschaft, Politik 
und Administration einem hochwerti­
gen Leitbild nicht nur moralisch­
ethisch verpflichtet fühlen, sondern 
dass sie auf dessen Grundlage konkre­
te Handlungsstrategien entwickeln 
und verbindlich umsetzen, die eine 
globale Gesellschaftsveränderung im 
Dreieck von Ökologie, Ökonomie und 
Sozialer Entwicklung zum Ziel haben. 
Ein globales Politikmanagement, eine 
durchgriffsbefugte Adm i n istration 
fehlt jedoch. 5 Die Vereinten Nationen 
und ihre Unterorganisationen sind 
weit davon entfernt, die nötigen 
Steuerungs- und Managementaufga­
ben erfüllen zu können . Neben den 
fehlenden politischen Instrumenten 
und der ebenfalls dafür nötigen 
gewaltigen monetären Ausstattung 
sind die Interessengegensätze der Mit­
gliedstaaten noch zu groß, um über 
nur bedingt verbindliche Abkommen 
und Deklarationen für eine gemeinsa­
me Entwicklung hinauszugehen. So 
stellt sich denn wieder die Frage, ob 
die "mächtige Idee" der Sustainability 
dann vielleicht doch eher Michael 
Endes Scheinriesen "Herrn Tur-Tur" 
gleicht: groß und mächtig aus der Fer­
ne, ein zahnloser Tiger von Nahem. 

Komplexe konzeptionelle Leitbil­
der, wie das der Nachhaltigen Ent­
Wicklung, geraten schnell in ein Span­
nungsfeld zwischen Wunsch und 
Wirklichkeit, zwischen Utopie und 
Politik, wenn zentrale gesellschaftli­
che Handlungsfelder im Mittelpunkt 
der Betrachtung stehen und mit den 
natürlichen Lebensgrundlagen in 
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Beziehung gesetzt werden. Erst recht, 
wenn gegensätzlich verlaufende Ent­
wicklungen, die zur Bedrohung, zur 
Gefahr, zum Risiko werden können, 
aufgezeigt und komplexe Lösungs­
ansätze entworfen werden, die einen 
radikalen Einstellungswandel in der 
Politik und eine erhebliche Verände­
rungsnotwendigkeit bei der politi­
schen Administration, vor allem auf 
den nationalstaatlichen Ebenen 
bedingen . 

Allerdings verspürt die Mehrheit 
der Staaten im Gegensatz zu früheren 
Zeiten einen nicht mehr zu leugnen­
den Handlungsdruck, um den 
"gemeinsamen Untergang" zu verhin­
dern .6 Das qualitativ neue Element 
besteht darin, dass die Erkenntnisse 
über Zusammenhänge und Wechsel­
wirkungen von Ökologie und Ökono­
mie, ergänzt durch die Probleme des 
Entwicklungsgegensatzes der reichen 
Länder der Nordhalbkugel und der 
armen, wirtschaftlich unterentwickel­
ten Länder der südlichen Hemisphäre 
samt dem Leitbild einer sozial gerech­
teren Welt durch die Beschlüsse von 
UNO, EU und anderen inter- und 
supranationalen Institutionen, einen 
"hohen Grad offizieller Verbindlich­
keit und eine Mobilisierungskraft weit 
über die umwelt- und entwicklungs­
politische Szene hinaus" und damit 
unmittelbar bis in die politisch und 
wirtschaftlich entscheidenden Instan­
zen hinein erreicht haben.7 Aus die­
sem Grund müssen Modelle und Kon­
zepte entwickelt werden, die dem 
extrem hohen Komplexitätsgrad der 
Probleme gerecht werden. Sustaina­
ble Development kann solchen Model­
len und Konzepten als adäquates Leit­
bild dienen. 

111. 
Auch die Katastrophenvorsorge 

wurde zum Thema der Nachhaltigkeit, 

da Katastrophen je nach Ausmaß und 
Art sowohl ökonomische als auch 
soziale und ökologische Dimensionen 
haben . Der Kontext wird zunächst 
besonders bei den Problemen und Fra­
gestellungen des Klimaschutzes 
("Treibhauseffekt", "Ozonloch") deut­
lich . Zwischen 1990 und 1999 verur­
sachten Naturkatastrophen, vor allem 
Überschwemmungen, Stürme und Erd­
beben, weltweit einen volkswirtschaft­
lichen Schaden von 636 Milliarden US­
Dollar. Die Zahl der durch diese Ereig­
nisse getöteten Menschen übersteigt 
mehrfach die Millionengrenze. Über 3 
Milliarden Menschen wurden unmit­
telbar oder mittelbar geschädigt, sei 
dies durch Verletzungen und Erkran­
kungen, durch Verlust ihrer Wohn­
und Arbeitsplätze oder durch Schädi­
gung und Zerstörung ihrer natürlichen 
Lebensgrundlagen .8 Immer wieder 
sind die Entwicklungs- und Schwellen­
länder, und dort wiederum die sozial 
Schwächsten, besonders hart betrof­
fen: Sturmfluten in Bangladesch, Hur­
rikane in Mittel- und Südamerika, 
Überschwemmungen in China. 

Während diese meist schnell auftre­
tenden Ereignisse, die alleine in Bang­
ladesch regelmäßig Hunderttausende 
von Toten fordern, die Seuchengefah­
ren drastisch erhöhen und die Lebens­
grundlagen der einheimischen Bevöl­
kerung schwer schädigen oder gänz­
lich zerstören, verursachen langsame 
Veränderungen, Z. B. in der Atmo­
sphäre, negative Auswirkungen im 
gesamten Ökosystem Erde, die sich 
von den Folgen nuklearer Havarien ~ 
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nur noch durch die zeitliche Dimensi ­
on des Ereigniseintritts, kaum jedoch 
qualitativ unterscheiden. So hat bei­
spielsweise die signifikante Zunahme 
der malignen Tumorerkrankungen, 
vor allem der Hautkarzinome, durch 
die dramatische Abnahme des Ozon­
schutzschildes über der Südhalbkugel 
bereits in Teilen Australiens und Neu­
seelands zu erheblichen Eingriffen in 
den Lebensalltag der Menschen 
geführt. Aufenthalte im Freien ohne 
"Vollschutz" vor ultravioletten Strah­
len der Sonne sind zeitlich limitiert, 
für Schulkinder quasi verboten. 

Die Auswirkungen des "Treibhaus­
effektes" - wie die Zunahme der glo­
balen Mitteltemperaturen in der 
bodennahen Atmosphäre und in den 
oberen Ozeanschichten - gelten heute 
als wissenschaftlich ebenso gut abge­
sichert wie die zeitweise starke Zer­
störung der Ozonschicht über den 
Polargebieten, die Abschmelzung der 
Inlandsgletscher, die Beschleunigung 
des Anstieges des Meeresspiegels und 
die Zunahme winterlicher Sturmakti­
vitäten über dem Nordatlantik . Zahl ­
reiche Forschungsprojekte versuchen 
darüber hinaus die Frage zu klären, ob 
die registrierten Zunahmen von win­
terlichen Sturmaktivitäten über West­
und Mitteleuropa9

, die Zunahme tro­
pischer Wirbelsturmaktivitäten, die 
Zunahme von Gewittern, Stark regen 
und Hagelschlägen in mittleren Brei­
ten, Veränderungen in Flora und Fau­
na, die Ausweitung der Dürre- und 
Wüstenzonen in subtropischen Brei ­
ten und die Ausbreitung von tropi ­
schen Infektionskrankheiten ebenfalls 
mit dem "Treibhauseffekt" in Verbin­
dung stehen. 

IV. 

"Katastrophen werden einen neu­
en Charakter gewinnen", titelte eine 
süddeutsche Tageszeitung in ihrer 
Millenniumsausgabe und zitierte 
damit einen der wenigen deutschen 
Katastrophensoziologen, der mit die­
ser Aussage keineswegs die täglich in 
den Medien als Katastrophen bezeich­
neten Unfälle, wie Eschede oder 
Brühl, meinte.10 Tatsächlich geht es bei 
den heutigen Gefahren-, Risiko-und 
Vulnerabilitätspotenzialen um Ereig­
nisgrößen, die gerade aus einem 
hochkomplexen Zusammenhang von 
technischen Innovationen, wirtschaft­
licher (Unter-) Entwicklung, globalen 
sozialen Beziehungen und politischen 
Grundsatzentscheidungen heraus ent­
stehen und ihre Qualität aufgrund 
von systemischen Wechselwirkungen 
vor allem auch grenzüberschreitend, 
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international, weltweit erzielen. Mit 
den Katastrophen des klassischen 
"Dampfkesselzeitalters" hat dies 
nichts mehr zu tun . 

Im aktuellen Jahresgutachten des 
"Wissenschaftlichen Beirates der Bun­
desregierung Globale Umweltverän­
derungen" über "Strategien zur 
Bewältigung globaler Umweltrisiken" 
wird deutlich, welche Risiken und 
systemischen Wechselwirkungen heu­
te von interdisziplinär arbeitenden 
Forschungsteams gesehen werden: 
"Globale Risikopotenziale und ihre 
Wechselwirkungen mit ökonomischen, 
sozialen und ökologischen Wand­
lungsprozessen sind zu einer Heraus­
forderung für die internationale 
Gemeinschaft geworden. Niemals 
zuvor haben die Eingriffe des Men­
schen in die Natur eine globale Reich­
weite erreicht .. . " . Und weiter wird 
dort postuliert: "Je weitreichender die 
möglichen Folgen sind und je weniger 
Kompensationsmöglichkeiten beste­
hen, desto wichtiger ist eine an Vor­
sorgemaßnahmen orientierte Risiko­
politik, um globale Katastrophen so 
weit wie möglich zu vermeiden." 11 

Gefahren, Risiken und sich daraus 
entwickelnde Katastrophen dieses 
Typs bedingen eine andere Sicht-, Her­
angehens- und Handlungsweise als 
das klassische Unfallgeschehen frühe­
rer Jahrzehnte; ein Umstand, dem 
aktuelle Katastrophenpolitik und 
administrativer Katastrophenschutz in 
den einzelnen Staaten Europas, so 
auch in der Bundesrepublik Deutsch­
land, noch zu wenig Rechnung tra­
gen . Das für ein Unfallgeschehen 
bewährte Verfahren : Ereigniseintritt -
Ereignisfolgenbekämpfung und 
danach: "Weiter wie bisher" kann bei 
diesen Katastrophentypen nicht mehr 
funktionieren . Nicht zuletzt aus die­
sem Grund hatte die UN-Dekade 
IDNDR bereits 1994 das in Rio einhel­
lig beschlossene Leitbild "Sustainable 
Development" auch auf die eigene 
Arbeit übertragen. In der UN-Konfe­
renz von Yokohama wurde Sustaina­
ble Development in der "Yokohama­
Strategy for a Safer World" aufge­
nommen: "Disaster prevention, miti­
gation, preparedness and relief are 
four elements which contribute to and 
gain from the implementation of 
sustainable development policies. 
These elements, along with environ­
mental protection and sustainable 
development, are closely interrelated. 
Therefore, nations should incorporate 
them in their development plans and 
ensure efficient followup measures at 
the community, national, subregional, 
regional and international levels." 12 

Auch wenn die Yokohama-Konfe­
renz noch keine klaren Aussagen dazu 
getroffen hat, wie exakt eine nachhal­
tige Katastrophenvorsorge aussehen 
könnte, fallen sofort verschiedene 
Ansatzpunkte und Verknüpfungen 
zwischen Sustainability und globaler 
Katastrophenanfälligkeit auf; bei ­
spielsweise ökologisch schädliche Pro­
duktionsweisen, Raubbau natürlicher 
Ressourcen (z. B. tropischer Regen­
wald) und wirtschaftliche Unterent­
wicklung in Verbindung mit Klima­
wandel, zunehmenden atmosphäri­
schen Extremereignissen und mangel­
hafter Schutzvorkehr, vor allem in den 
armen Ländern. 

Gemäß der Vereinbarung von Rio 
haben sich die Staaten sofort gegen­
seitig zu unterrichten, wenn Naturka­
tastrophen oder andere Notfälle ein­
treten, die wahrscheinlich zu plötzlich 
auftretenden schädlichen Auswirkun­
gen auf die Umwelt führen .13 Eine wis­
senschaftlich gesicherte Bestandsauf­
nahme und Datensammlung über 
Gefahren-, Risiko- und Vulnerabilitäts­
potenziale sind jedoch eine wesentli­
che Voraussetzung für eine nachhaltig 
zu planende und zu organisierende 
Katastrophenvorsorge. Datengestütz­
te Entscheidungsgrundlagen werden 
deshalb auch in der Agenda 21 für die 
Umsetzung der Zielvorgaben postu­
liert. 14 Die Entwicklung eines Indikato­
renkataloges zur Abschätzung des 
generell erreichten oder nicht erreich­
ten Nachhaltigkeitsniveaus in den Ein­
zelstaaten ist daher folgerichtig und 
wurde durch die UN-Commission on 
Sustainable Development (CSD) mit 
bisher über 130 Einzelindikatoren vor­
gelegt.15 Einer dieser Indikatoren gilt 
auch für eine nachhaltige Katastro­
phenvorsorge. Er ist Teil des Indikato­
rensystems im Bereich "Promoting 
sustainable human settlement deve­
lopment", also nachhaltiger Sied­
lungsentwicklung, und lautet "Human 
and economic losses due to natural 
disasters". Die Indikatoren beschrän­
ken sich derzeit auf Naturkatastro­
phen und auf die Feststellung von a) 
der Anzahl von Toten, Verletzten und 
Vermissten, b) der unmittelbaren Zer­
störung von Infrastruktur und c) des 
unmittelbaren volkswirtschaftlichen 
Schadens.16 

Der Ansatz ist richtig, hat jedoch 
noch erhebliche Defizite. Technogene 
Großunfälle und Havarien, künftige 
Katastrophen, die im Zusammenbruch 
lebenswichtiger Infrastrukturen (Life­
lines) und seiner Folgen bestehen, 
anthropogene Umweltkatastrophen 
oder aber - hier lässt sich über eine 
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Zuordnung sicherlich streiten - Kriege 
werden nicht berücksichtigt. Damit ist 
der CSD-Indikator nur begrenzt brauch­
bar, da er das Spektrum der Ereignisse 
von vornherein massiv begrenzt. Auch 
die Eingrenzung der Maßzahlen auf 
Tote, Vermisste und direkte Schadens­
summen fokussiert den Blick letztlich 
doch wieder nur auf das unmittelbare 
Ereignis und seinen Eintritt und berück­
sichtigt weder eine auf Prävention aus­
gerichtete Vorsorge noch die enormen 
Vulnerabilitäten hochkomplexer mo­
derner Gesellschaften. 

Trotz der vor allem aus der Kata­
strophenforschung kommenden Kritik 
an der zu geringen, unterkomplexen 
Dimension des Indikators ist seine Auf­
nahme in die CSD-Indikatorenliste 
positiv zu bewerten, da sie politische 
Ansatzmöglichkeiten zur breiteren 
Verankerung des Themas bietet. Das 
qualitativ entscheidende Moment an 
der Verbindung von Sustainable Deve­
lopment und Katastrophenvorsorge 
ist die globale Konsensusfeststellung, 
dass Katastrophen in der Regel "nicht 
vom Himmel fallen" und keinen 
schicksalhaften Charakter besitzen. 
Diese Erkenntnis ist wissenschaftsge­
schichtlich nicht neu. Bereits Platon 
und Plinius der Ältere skizzierten Kau­
salzusammenhänge zwischen ökono­
misch determinierten Landschaftsein­
griffen mit ökologischen Folgewirkun­
gen und durch sie ausgelöste Naturka­
tastrophen. 17 Friedrich Engels greift 
diese Zusammenhänge ebenfalls in 
seiner "Dialektik der Natur" auf und 
dehnt sie auf Massenverarmung, die 
Ausbreitung von Seuchengefahren 
und Hungersnöte aus. 18 

Allerdings hatten diese Erkenntnis­
se nie zu einem wie auch immer gear­
teten Umweltbewusstsein oder gar zu 
einem politischen Handlungskonzept 
geführt. Die nun in ein politisches 
Leitbild eingebundene Sichtweise hat 
Zur Konsequenz, dass bestimmte kata­
strophenauslösende Ereignisse durch 
die Aufwertung sozio-ökonomischer 
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Entwicklungsmaßnahmen in Verbin­
dung mit einem ressourcen- und 
umweltschonenden Gesamtkonzept 
reduziert und ihre Folgen vermindert 
oder gar ganz verhindert werden kön­
nen. Die Vorsorge bzw. Prävention vor 
Katastrophen und die Bekämpfung 
von Katastrophen sind damit erstmals 
Bestandteil eines international verein­
barten politischen Entwicklungskon­
zeptes geworden. 

v. 
Am 27.10.1994 wurde in der Bun­

desrepublik Deutschland zum 42. Mal 
die Verfassung durch Gesetz geän­
dert. Unter anderem wurde ein neuer 
Artikel in das Grundgesetz aufgenom­
men, der in Folge des Rio-Umweltgip­
fels und der Agenda 21 das Nachhal­
tigkeitsprinzip als Staatsziel in der 
Verfassung festschreibt.19 Im neuen 
Artikel 20 a des Grundgesetzes wird 
der Schutz der natürlichen Lebens­
grundlagen "auch in Verantwortung 
für die künftigen Generationen" nor­
miert. 20 Mit Studien, wie "Zukunfts­
fähiges Deutschland" des Wuppertal 
Instituts für Klima, Umwelt und Ener­
gie von 1995, zahlreichen Einzelinitia­
tiven, die politisch-administrativ über­
wiegend in der Ressortzuständigkeit 
der Umweltministerien liegen, und 
der Einrichtung von Agenda 21-Agen­
turen in den Bundesländern, die die 
Umsetzung der Agenda 21 in Kreise 
und Kommunen tragen, ist das Thema 
mittlerweile von der globalen auf der 
lokalen Ebene angekommen . 

Im Bereich des Umweltschutzes und 
unter Federführung des Bundes- und 
der Länderumweltministerien wurden 
in den vergangenen Jahren Projekte 
gestartet, die ein "nachhaltiges bzw. 
zukunftsfähiges Deutschland" zum 
Ziel haben. Bereits seit Beginn der 
Implementierungsphase zeigt sich 
deutlich, dass der Netzwerkgedanke 
bei der Umsetzung eine zentrale Rolle 
spielen wird. Zu umfangreich ist die 

Eine riesige Rauchwolke steigt 
am 13. Mai 2000 aus der Feuer­

werksfabrik in der niederländi­

schen Grenzstadt Enschede auf. 

Katastrophen können je nach 
Ausmaß und Art sowohl ökono­

mische als auch soziale und öko­
logische Dimensionen haben. 

Katastrophenvorsorge ist damit 

ein Thema der Nachhaltigkeit. 

Foto: dpa 

Anzahl der Akteure aus Politik, Wirt­
schaft, Staat, Nichtregierungsorgani­
sationen, Wissenschaft, Verbänden 
und Initiativen, als dass dies anders 
gelingen könnte.2 l Die Umsetzung 
der Agenda 21 nimmt so auch durch 
die Einrichtung lokaler Agenda-Büros, 
der Erarbeitung lokaler Indikatorenlis­
ten und konkreter, teilweise vernetz­
ter Projekte bundesweit Form an. 22 In 
den Landesumweltministerien und 
Landesumweltämtern werden Pro­
gramme zur Förderung und Umset­
zung von Projekten aufgelegt, die 
geeignet sind, nachhaltiges Handeln 
in Wirtschaft, Verkehr, Umwelt, ja 
sogar in der öffentlichen Verwaltung 
zu forcieren. Durch die Änderung des 
Raumordnungsgesetzes und die Ver­
ankerung des Nachhaltigkeitsprinzips 
an exponierter Stelle werden sich auch 
künftige Raumplanungs- und Raum­
ordnungsprozesse neu zu orientieren 
haben.23 Durch diese Gesetzesände­
rung wurde vor allem dem Raumbe­
zug und der räumlichen Bedeutung 
nachhaltigen Handeins Rechnung 
getragen. 24 

Bei der praktischen Realisierung der 
Zielvorstellungen der Agenda 21 
kommt den großen Städten, in denen 
weltweit betrachtet heute rd . 40 % 
und in 25 Jahren 60 % der WeItbevöl­
kerung leben, eine tragende Rolle zu. 
"Global denken - lokal handeln" gilt 
als ein wesentlicher strategischer 
Ansatz zur Verwirklichung der Ziele. 
Bis 1996 sollte die Mehrzahl der Kom­
munalverwaltungen der Unterzeich­
nerstaaten mit ihren Bürgern einen 
Konsultationsprozess in Gang gesetzt 
und einen Konsens über die Umset­
zung der Agenda-Inhalte erzielt 
haben. In Deutschland haben inzwi­
schen alle Groß- und eine wachsende 
Anzahl von Mittelstädten Beschlüsse 
ihrer Kommunalparlamente zur örtli­
chen Umsetzung der Agenda 21 gefas-
st, durch die Einrichtung fester Büros 
oder AnlaufsteIlen das Thema institu­
tionalisiert und durch definierte Pro­
jekte mit Inhalten gefüllt. So hat bei­
spielsweise die schleswig-holsteinische 
Landeshauptstadt Kiel, die sich seither 
auch "Klimaschutzstadt" nennt, 
bereits 1994 die "Charta der Europäi­
schen Städte und Gemeinden auf dem 
Weg zur Dauerhaftigkeit" unterzeich­
net und ist damit aktives Mitglied der 
von der Europäischen Kommission ini­
tiierten Kampagne "Sustainable Cities 
and Towns Campaign" (sog . Aalborg­
Charta) geworden. Parallel dazu 
haben die 17 Partner- bzw. mit Kiel 
befreundeten Städte ihre Zusammen­
arbeit unter dem Gesichtspunkt Nach­
haltiger Entwicklung erklärt und ein ~ 
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kommunales, raumbezogenes Netz­
werk gebildet. Im lokalen Agenda-Büro 
des städtischen Umweltamtes werden 
einzelne Projekte, auch stadtteilbezo­
gen, gefördert und begleitet, Projekt­
und 5trategietreffen organisiert. 

Allerdings verlaufen die Prozesse 
nicht problem- und nicht diskursfrei. 
50 wird nicht nur in Kiel eine potenzi­
elle Alibifunktion der örtlichen Projek­
te thematisiert.25 Befürchtungen, eine 
zu starke Kommunalisierung und eine 
individualisierte Einzelprojektflut vor 
Ort könnten dazu führen, dass es zu 
keiner wirklich qualitativen Verände­
rung in Politik und Wirtschaft kommt, 
sind nicht unbegründet. Gleiches gilt 
für das Postulat der Einbeziehung der 
Bürger in den Umsetzungsprozess. 
Trotz der rasch steigenden Zahl der 
aktiven Kommunen erreicht die Bür­
gerbeteiligung in der Bundesrepublik 
im Durchschnitt noch nicht einmal 1 
Promille der Wohnbevölkerung. 26 Zur 
Zeit ist weder organisatorisch geklärt, 
wie Bürgerinteressen auf Dauer einge­
bunden werden können, noch ist 
gewährleistet, dass die Bürger in ihrer 
Gesamtheit ansatzweise oder umfas­
send zum Themenkomplex "Lokale 
Agenda 21" und "Nachhaltige Ent­
wicklung" informiert sind. Wichtige 
Voraussetzungen für eine erfolgreiche 
Bürgermitwirkung müssen erarbeitet 
und erfüllt werden. Die lokalen Agen­
da-Beauftragten benötigen Guide­
lines, wie sie gezielte Bürgerinformati­
on leisten und auch die Bedürfnisse 

der Bürger herausfiltern können. In 
diesem Kontext muss ein wesentliches 
Erfolgskriterium von Bürgerbeteili­
gung genau beachtet werden: das 
vorherige Abklären von individuellen 
Erwartungshaltungen und die Vermei­
dung späterer Enttäuschungen durch 
falsche Erwartungen. 

Interessant könnte in diesem 
Zusammenhang eine vergleichende 
Diskussion über das Konzept "Bürger­
beteiligung in Form von PlanungszeI­
len" sein, das auch auf den Bereich der 
Katastrophenvorsorge und des Kata­
strophenschutzes anwendbar wäre. 27 

Überhaupt böte die Integration des 
Themas bürgerbasierter 5elbsthi lfe­
konzepte im Gefahren- oder Katastro­
phenfall einen guten Ansatz, Bürger 
mit der Lokalen Agenda 21 vertraut zu 
machen.2a Dies würde jedoch voraus­
setzen, dass die Bereiche der Katastro­
phenvorsorge und der Gefahrenab­
wehr in die bestehenden und noch 
auszuarbeitenden Indikatorenkatalo­
ge auf den unterschiedlichen Ebenen 
aufgenommen werden würden. Dies 
geschieht jedoch derzeit nicht. 
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In der Bevölkerung ein 
Bewusstsein für drohende 
Gefahren schaffen! 
5. Plenumssitzung der Ständigen Konferenz 
für Katastrophenvorsorge und Katastro­
phenschutz (SKK) am 25. März 2000 in Köln 

von Winfried Glass, Wachtberg bei Bonn 

"Wollen wir wirklich wirksame Arbeit leisten, dann müssen wir Wege finden, 
in der Bevölkerung ein Bewusstsein für drohende Gefahren zu schaffen." So 
fasste der Vorsitzende der SKK, Dr. h. c. Norbert Burger, früherer Oberbürger­
meister der Stadt Köln, die derzeitige und anhaltende Situation des Katastro­
phenschutzes in Deutschland zusammen. Er fuhr fort: "Wie es scheint, reicht es 
zur Bewusstseinsschärfung jedenfalls nicht aus, dass in den Medien über Kata­
strophen jeglicher Art in ausführlichster Weise berichtet wird. " 

Dr. Burger wies darauf hin, dass die 
SKK in ihrer letzten Sitzung (die "Not­
fallvorsorge" berichtete) aus erster 
Hand und ausführlich erfahren hatte, 
wie sich die Situation der öffentlichen 
Haushalte gerade auch auf den Zivil­
und Katastrophenschutz auswirken 
Wird. Inzwischen sind fast alle der 
damals angekündigten Maßnahmen 
umgesetzt worden . 

Zunächst wandte sich der Vorsitzen­
de den Rahmenbedingungen des Zivil­
und Katastrophenschutzes und damit 
auch der SKK zu. In den letzten Mona­
ten des Jahres 1999 war das so genann­
te Sparpaket in aller Munde; zentrales 
Thema der Bundesgesetzgebung hier-
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zu war das Haushaltssanierungsgesetz. 
Dieses offiziell genannte "Gesetz zur 
Sanierung des Bundeshaushaltes" hat­
te schon zuvor die SKK beschäftigt. 
Ungeachtet aller Warnungen aus der 
Ständigen Konferenz und aus den Rei­
hen ihrer Mitglieder ist es am 1. Januar 
in Kraft getreten, womit die 
Schließung des Bundesamtes für Zivil­
schutz (BZS) endgültig wurde. "Man 
muss resignierend feststellen: Alle 
Bemühungen der Ständigen Konferenz 
einschließlich der persönlichen Inter­
ventionen des Vorsitzenden gegen die 
Pläne fanden kein Gehör und hatten 
keinen vorzeigbaren Erfolg." 

1, Berlin, Ausgabe vom 02.01 .2000. 

Wissenschaftlicher Beirat der Bundesregierung 
Globale Umweltveränderungen (Hrsg.): "Heraus­
forderungen für die deutsche Wissenschaft ", Jah­
resgutachten 1996, Berlin/Heidelberg 1996. 

Ders.: "Strategien zur Bewältigung globaler 
Umweltrisiken" , Jahresgutachten 199B, 
Berlin/Heidelberg 1999. 

* Wolfram Geier, geb. 1960 in Buchen 
(Oden wa Id), Diplom-Politologe, zur 
Zeit Wissenschaftlicher Mitarbeiter an 
der Katastrophenforschungsstelle am 
Institut für Soziologie der Christian­
Albrechts-Universität Kiel, Doktorand 
am Institut für Politikwissenschaft der 
Philipps-Universität Marburg. 

Teil 11 und Schluss in "Notfallvorsorge" 
3/2000 

Bundesverwaltungsamt als 
Zivilschutzbehörde 

Offenbar waren andere in dem 
Gesetzesvorhaben zurück genomme­
nen Einschnitte publikumswirksamer 
als die Schließung einer kleinen Behör­
de in Bonn. Zwar liegen bis heute kei­
ne Schätzungen darüber vor, in wei­
cher konkreten Höhe der Bundeshaus­
halt entlastet wird, aber: Mit dem 1. 
Januar 2001 ist das Bundesamt für 
Zivilschutz Geschichte. Dann existiert 
in Deutschland keine Bundesbehörde 
mehr, die sich ausschließlich mit den 
Aufgaben des Zivil - und Bevölkerungs­
schutzes befasst. Aus diesem Anlass 
begrüßte der Vorsitzende besonders 
herzlich die anwesenden Vertreter des 
Bundesamtes für Zivilschutz, an ihrer 
Spitze den Präsidenten Helmut Schuch. 

Gleichermaßen begrüßte Dr. Burger 
den anwesenden Vertreter des Bun­
desverwaltungsamtes. Damit trat erst­
mals das Bundesverwaltungsamt als 
Zivilschutzbehörde auf. 

So wie die Ständige Konferenz die 
Notwendigkeit des Sparkurses in den 
öffentlichen Haushalten anerkennt, 
sind natürlich nun die Länder - noch 
stärker als bisher - gefordert, im Rah­
men ihrer Zuständigkeiten für einen 
effektiven Schutz der Bevölkerung zu 
sorgen. Die Ständige Konferenz wird 
sich für eine weitere Harmonisierung 
von Ausbildung, Ausstattung und 
Strukturen einsetzen und daran mitar­
beiten. Eine wirksame Bewältigung 
von grenzüberschreitenden Szenarien 
ist nämlich auch möglich, ohne dass die 
Länder eine Beschneidung ihrer eige-
nen Kompetenzen fürchten müssen. ~ 
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Um den Jahreswechsel herum 

waren neben der Haushaltssanierung 
auch noch andere Ereignisse von 
Bedeutung: Viele Organisationen des 
Katastrophenschutzes waren noch am 
letzten Tag des Jahres 1999 auf die 
verschiedensten Szenarien gefasst, die 
der Neujahrstag uns und unserer hoch 
technisierten Umgebung hätte 
bescheren können . Wenn sich auch 
manche eine bessere Zusammenarbeit 
aller in dieser Plenumssitzung vertre­
tenen Institutionen hätten vorstellen 
können, blieb Deutschland wenigs­
tens von gravierenden Jahr-2000-Pro­
blemen verschont. 

Die Öffentlichkeit rätselte, was 
denn nun die Ursache für den weitge­
hend reibungslosen Verlauf des 
Datumswechsels war: Sollten es gera­
de die enorm aufwändigen und 
kostenträchtigen Anstrengungen im 
Vorfeld gewesen sein, die das Chaos 
verhindert haben? Restlos wird das 
wahrscheinlich nie zu klären sein. Als 
Lehre zog Burger trotzdem aus allen 
Vorbereitungen zu diesem Silvester­
tag die Feststellung: "Eine umfassen­
de und dadurch auch wirklich wirksa­
me Vorsorge gegen Schadensereignis­
se ist nur dann realisierbar, wenn auf 
breiter Ebene ein Problembewusstsein 
für die drohenden Gefahren vorhan­
den ist. Vielleicht scheiterten auch 
unsere Bemühungen gegen die Ein­
sparungen im Zivilschutzbereich 
genau an diesem Problem. Ich glaube, 
dass sich unsere Runde mit Themen 
beschäftigt, die in der breiten Öffent­
lichkeit auf wenig Interesse stoßen." 
Und dann folgte der bereits oben 
angeführte Kernsatz, der Auftrag für 
die Zukunft sein müsste: "Wollen wir 
wirklich wirksame Arbeit leisten, dann 
müssen wir Wege finden, in der Bevöl­
kerung ein Bewusstsein für drohende 
Gefahren zu schaffen ." 

Der Vorsitzende wies auch auf 
Erfolge hin und stellte sie als "hand­
feste Arbeitsergebnisse" vor: 

• eine Begriffssammlung " Einheitli ­
cher Sprachgebrauch", 

• der Entwurf der zukünftigen Dienst­
vorschrift über Führung und Einsatz 
(DV 100), die auf positive Resonanz 
in den Ländern gestoßen ist, 

• die Ergebnisse der beiden Projektar­
beitsgruppen "ZMZ bei Katastro­
phen im Inland" und "Bürgerbasis­
orientierter Katastrophenschutz", 

• die Einrichtung einer neuen Pro­
jektgruppe über chemisch-biologi ­
sche Gefahren. 
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Die Projektgruppenleiter trugen im 
weiteren Verlauf der Sitzung darüber 
vor. 

Mit Freude berichtete der Vorsit­
zende noch darüber, dass 

• Bundesinnenminister Otto Schily 
bei zwei Anlässen im vergangenen 
Jahr, beim Deutschen Feuerwehr­
verband und beim Technischen 
Hilfswerk, auf die Bedeutung der 
Harmonisierungsarbeit für den 
Katastrophenschutz eingegangen 
sei und damit mitgeholfen habe, 
diese Konferenz in der Öffentlich­
keit bekanntzumachen, 

• das Urteil der Ständigen Konferenz 
in Fachkreisen gefragt ist. Kürzlich 
wurde das Deutsche Forschungsnetz 
Naturkatastrophen ins Leben geru­
fen, in dem 16 Forschungsvorhaben 
unter Regie des Potsdamer GeoFor­
schungsZentrums verknüpft sind . In 
einem Lenkungsausschuss stellt ein 
Vertreter der SKK gemeinsam mit 
anderen Praktikern die Anwendbar­
keit und Praxistauglichkeit der For­
schungsergebnisse sicher. 

Schwerpunktthema: 
Einsatznachsorge für Eschede -
wie geht es weiter? 

Die 5. Plenumssitzung der SKK im 
März 2000 befasste sich mit dem 
Schwerpunktthema "Einsatznachsor­
ge für Eschede - wie geht es weiter?" . 
Der Geschäftsführer der Koordinie­
rungsstelle Einsatznachsorge, Kay 
Leonhardt von der DRK-Rettungsschu­
le Niedersachsen in Goslar, führte aus, 
dass nach dem ICE-Unglück in Eschede 
im Juni 1998 in Deutschland erstmals 
eine psychosoziale Betreuung für Ein­
satz kräfte aufgebaut worden sei. Die 
Initiative, die von einzelnen engagier­
ten Personen verschiedener Organisa­
tionen ausging, hatte großen Erfolg: 
Bund und Land Niedersachsen, später 
auch die Deutsche Bahn AG, ermög­
lichten durch finanzielle Unterstüt­
zung die Einrichtung eines eineinhalb­
jährigen Modellprojekts. 

Die Koordinierungsstelle Einsatz­
nachsorge richtete im Herbst 1998 die 
Fachgruppe "Einsatznachsorge: 
Modell Eschede" zur Auswertung der 
Erfahrungen aus dem Nachsorgeein­
satz ein. Mitglieder aller an der Koor­
dinierungsstelle beteiligten Organisa­
tionen wurden in diese Gruppe beru­
fen . Mit den Erfahrungen und Kompe­
tenzen der einzelnen Mitglieder ent­
wickelte die Fachgruppe in zwei 
Arbeitsgruppen ein "Modell" einer 

Koordinierungsstelle Psychosoziale 
Dienste und Empfehlungen für Ein­
satznachsorge-Angebote und Qualifi­
kation der in der Einsatznachsorge 
Tätigen . 

Anschaulich stellte Leonhardt das 
Modell der Koordinierungsstelle Psy­
chosoziale Dienste in Hinsicht auf Leis­
tungen, Alarmierung und Zusammen­
arbeit vor Ort, Einbindung in Struktu­
ren vor Ort, Aufgaben und Anforde­
rungsprofile, Einsatzplanung und Ein­
satzabschnitte sowie die Vorausset­
zungen für die Einrichtung einer 
Koordinierungsstelle vor. Es folgten 
die Empfehlungen zur psychosozialen 
Unterstützung von Einsatzkräften für 
Führungskräfte und Fachpersonal, 
wobei er sich zunächst auf Einsatzvor­
bereitung, -begleitung und -nachsor­
ge bezog und dann Kenntnisse, Kom­
petenz und Qualifikationen für die 
Einsatznachsorge herausarbeitete. 

Der Vortrag wurde mit großem 
Interesse aufgenommen und würde in 
seinem ganzen Umfang den Rahmen 
dieses Berichts sprengen. Für fachliche 
Informationen steht dem interessier­
ten Leser zur Verfügung : Kay Leon­
hardt, DRK-Rettungsschule Goslar, 
Kösliner Str. 10,38642 Goslar. 

Neue Projektgruppe "Chemisch­
Biologische Gefahren" 

Zum Schluss soll noch auf den Vor­
trag des Koordinators der jüngsten 
Projektgruppe "Chemisch-Biologische 
Gefahren" eingegangen werden, weil 
diese Ausführungen gerade in Hin­
sicht auf die Bewusstseinsbildung zu 
Gefahren und Bedrohungen in der 
Bevölkerung von drastischer und 
unabweisbarer Eindringlichkeit sind: 

Einige Kernaussagen aus dem Vor­
trag von Chefarzt a. D. Dr. med. Rein­
hold Schultze: 

" ... Moderne Urlaubsfreuden mit 
immer stärkerer Befriedigung des 
Wunsches, fernste Länder und Kultu­
ren kennen zu lernen, bergen das Risi ­
ko der Einschleppung exotischer 
Krankheitsbilder mit verheerenden 
Auswirkungen, da noch keine Anpas­
sung durch Immunisierung oder 
Gefahrenreduktion durch Impfung 
und angepasstes Verhalten unterstellt 
werden darf. Konflikte von morgen 
werden z. T. von Überlebenskämpfen 
von Menschen um gerechte Anteile an 
Ressourcen (z. B. Wasser) geprägt sein, 
sicher auch im politischen Streit skru­
pelloser von neuen Mitteln Gebrauch 
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machen. Dazu zählen auch sog . Bio­
Waffen, die ohne großen Aufwand an 
versteckten Orten produziert werden 
können . Für die gleiche zerstörerische 
Wirkung einer Fläche von einem Qua­
dratkilometer muss man für konven­
tionelle Waffen 2000 US-$, für atoma­
re Waffen 800 US-$, für Bio-Waffen 
nur 1 US-$ aufwenden. 

... Ein Referat des Direktors der 
Abteilung für Epidemiologie und 
Gesundheitsberichterstattung am 
Robert Koch-Institut in Berlin, Prof. 
Dr. R. E. Fock, hat am Beispiel der 
lebensbedrohenden hochkontagiösen 
Infektionskrankheiten (Beispiel tödli ­
che Lassa-Fiebererkrankung einer jun­
gen Studentin) aufgezeigt, welch rie­
siger Aufwand schon im Einzelfall bei 
der Therapie und auch zum Schutz 
aller behandelnden und pflegenden 
Personen erforderlich ist. Er ließe sich 
bei einer Massenerkrankung gar nicht 

Der Redaktion der "Notfall­
vorsorge" liegt ein Schreiben 
der Leitung des Bundesmini­
steriums des Innern an die 
Bundestagsabgeordnete Bea­
tri x Philipp vom 11. Mai 2000 
vor, den wir im Folgenden 
unserer Leserschaft auszug­
weise zur Kenntnis bringen: 

Claus Henning Schapper 
Staatssekretär im Bundesministerium 
des Innern 

an Frau Beatrix Philipp 
Mitglied des Deutschen Bundestages 

11 . Mai 2000 

Sehr geehrte Frau Abgeordnete, 

im Namen von Herrn Minister Schi ­
Iy danke ich für Ihr Schreiben vom 24. 
Januar 2000, mit dem Sie um ergän­
zende Informationen zur künftigen 
Unterstützung der Hilfsorganisatio­
nen durch den Bund und zur vorgese­
henen Verlagerung der Zivilschutz­
aufgaben auf das Bundesverwal­
tungsamt bitten . 

Die Konsolidierung des Bundes­
haushalts und die veränderte politi­
sche Lage haben eine Neubewertung 
und Anpassung der Aufgaben des 
Bundes im Zivilschutz unumgänglich 
gemacht, zumal die Zuwendungen des 
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bewältigen, weder personell noch 
materiell. Eine gezielte Diagnostik 
benötigt auch ihre Zeit und setzt erst 
ein, wenn jemand daran denkt. Bis 
dahin kann manches Unheil gesche­
hen sein, ist die Ausbreitung einer 
Seuche nur schwer in den Griff zu 
bekommen. Leider stehen noch viele 
Abwehrmaßnahmen, wie die Schaf­
fung von Behandlungs- und Kompe­
tenzzentren, in den Anfängen. 

Schwerwiegende Defizite bei 
biologischen Gefahrenlagen 

... Es ist eine ganze Reihe von 
schwerwiegenden Defiziten bei biolo­
gischen Gefahrenlagen festzustellen . 
Die vorhandenen spärlichen Ressourcen 
zu ihrer Bewältigung müssen besser 
genutzt werden. Fachwissen darf nicht 
auf sektorale Ergebnisverbesserungen 
beschränkt bleiben, es muss allen 
Bevölkerungsgruppen zugänglich sein . 

Bundes nur unter dem Aspekt der Vor­
bereitung der Bevölkerung auf einen 
eventuellen Verteidigungsfall gewährt 
werden . Da dieser nach allgemei ­
ner Überzeugung derzeit unwahr­
scheinlich geworden ist, müssen nun­
mehr in erster Linie die für die Aufga­
ben des Katastrophenschutzes im Frie­
den zuständigen Länder helfen. 

Die Ausbildung der Pflegehilfskräf­
te (früher Schwesternhelferinnen) soll 
im bisherigen Umfang auf der Grund­
lage des mit dem BMVg und dem 
BMG abgestimmten Rahmens fortge­
führt werden . Entsprechende Förder­
mittel sind in die mittelfristige Finanz­
planung eingestellt. Für das Jahr 2000 
ist ein Betrag von 3,2 Mio. DM veran­
schlagt. 

Im Bereich Erste Hilfe hat sich der 
Bund bemüht, die Auswirkungen der 
Absenkung seiner Zuwendungen 
dadurch abzufedern, dass er in die­
sem Jahr den Hilfsorganisationen 
noch 3,3 Mio. DM zur Verfügung 
gestellt hat, die ihnen die Neuord­
nung der Ausbildung der Bevölke­
rung in Erster Hilfe erleichtern sollen . 

Vom Jahr 2001 an soll dieser För­
derbereich in eine Multiplikatoren­
ausbildung (Fortbildung der Ausbil ­
der) als Kernprogramm übergeleitet 
werden, mit deren Hilfe bei sich ver­
schlechternder politischer Lage inner­
halb eines Jahres rd . ein Viertel der 
Bevölkerung in Erster Hilfe ausgebil ­
det werden könnte. Die Einzelheiten 

In engster zivil -militärischer Zusammen­
arbeit sind die spezifischen Kenntnisse 
von Polizei, Feuerwehr und Bundes­
wehr bei der Gefahrenerkennung und 
Schadensbekämpfung zu bündeln, 
ebenso wie spezialisierte Fachkenntnis­
se von Toxikologen und Medizinern bei 
Forschung und Lehre über Ländergren­
zen hinaus. Durch Seminare mit spezifi­
schen Fragestellungen und durch 
Übungen müssen wir in die Lage ver­
setzt werden, im Notfall - auch aus 
Eigenschutz - auf geübtes Personal 
zurückgreifen zu können. 

In der neugegründeten besonderen 
Projektarbeitsgruppe will d ie Ständige 
Konferenz die besondere Thematik 
der chemisch-biologischen Risiken und 
Gefahrenlagen näher aufarbeiten mit 
dem Ziel, die politische Diskussion zu 
dieser Problematik in Bewegung zu 
bringen." 

hierzu werden derzeit zwischen dem 
Bundesamt für Zivilschutz (BZS) und 
den Hilfsorgan isationen abgestimmt. 

Entsprechend den Vorgaben aus 
der Finanzplanung wird der Bund 
auch künftig die Ausbildung der Hel­
fer im Katastrophenschutz und d ie 
Beschaffung von Fahrzeuge" mit Aus­
rüstung nach dem mit den Ländern 
abgestimmten Fahrzeugprogramm 
fördern . 

Die bisher vom BZS wahrgenom­
menen Zivilschutzaufgaben werden 
ab 1. Januar 2001 im Bundesverwal­
tungsamt fortgeführt. Kernaufgaben, 
zu denen auch der für die Länder und 
Hilfsorganisationen wichtige Bereich 
der Forschung gehört, verbleiben im 
Bundesministerium des Innern. 

Die Akademie für Notfallvorsorge 
und Zivilschutz (AkNZ) wird fortbeste­
hen; ihre Aufgaben werden unter Bei­
behaltung der Ausbildung für den 
Zivil - und Katastrophenschutz den 
aktuellen Erfordernissen, insbesonde­
re in der internationalen Zusammen­
arbeit, angepasst. 

Zur Abstimmung eines Termins für 
das ursprünglich im Januar 2000 vor­
gesehene Gespräch bei Herrn Minister 
Schily mit Vertretern der Hilfsorgani­
sationen hatten Sie sich bereits mit 
dem Ministerbüro in Verbindung 
gesetzt. 

Mit freundlichen Grüßen 
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CIMIC: Kooperation zwischen 
Streitkräften, Regierungsor­
ganisationen und Nichtregie­
rungsorganisationen - eine 
Koordinatenbestimmung 
von Klaus Liebetanz, Dörverden 

Am 16. März 2000 fand in Bonn eine Sitzung der Arbeitsgruppe "CIMIC - Koope­
ration zwischen Streitkräften, Regierungsorganisationen und Nichtregierungs­
organisationen" des Operativen Beirats des Deutschen Komitees für Katastro­
phenvorsorge e. V. statt. Diese Arbeitsgruppe besteht aus Vertretern der priva­
ten Hilfsorganisationen, Regierungsorganisationen und der betreffenden Bun­
desministerien (AA, BMVg, BMI, BMZ). Die von Dr. Horst Schättler, dem Vorsit­
zenden des Operativen Beirats, moderierte Gesprächsrunde brachte eine ganze 
Palette von Gesichtspunkten zum vorgelegten Thema. Der folgende Artikel 
fasst die wesentlichen Gesprächsergebnisse in zehn Punkten zusammen. 

1. Grundlagen der Zusammen­
arbeit zwischen deutschen 
Nichtregierungsorganisationen 
und Regierungsorganisationen 
(einschI. Bundes- und Länder­
ministerien und deutschen 
Streitkräften) im Bereich der 
humanitären Auslandshilfe 

Die im "Gesprächskreis Humanitäre 
Hilfe" (ab 25.10.1994 "Koordinie­
rungsausschuss H. H.") zusammenge­
sch lossenen privaten deutschen H ilfs­
organisationen, Regierungsorganisa­
tionen (THW, GTZ), die einschlägigen 
Bundesministerien (AA, BMVg, BMI, 
BMZ, BMV und BMG) und zwei Vertre­
ter der Bundesländer haben in den 
Jahren 1992 bis Frühjahr 1995 auf eini­
gen Klausurtagungen und in zahlrei ­
chen Arbeitsgruppengesprächen fol ­
gende Grundsatzpapiere erarbeitet: 

1.1 Positionspapier des " Gesprächs­
kreises Humanitäre Hilfe" vom 
14.07.1992 "Verbesserung der Zusam­
menarbeit bei der deutschen Katastro­
phenhilfe im Ausland", 

1.2 Aktionsplan für den Krisenfall 
und die humanitäre Hilfe im Ausland 
vom 03.02 .1993 mit dem überarbeite­
ten "Verlaufsmodell für den Ablauf 
der Krisenbewältigung" vom 27.01.95, 
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1.3 Kriterien für Personaleinsätze 
in der humanitären Hilfe vom 
03 .02.1993, 

1.4 ,,12 Grundregeln für die deut­
sche humanitäre Hilfe im Ausland" 
vom 17.06.1993 (Verhaltenskodex der 
im "Koordinationsausschuss H. H." 
zusammengeschlossenen privaten 
deutschen Hilfsorganisationen, staatli­
chen Organisationen (THW, GTZ), der 
betroffenen Bundesministerien und 
Vertreter der Länder für den Bereich 
der deutschen humanitären Hilfe im 
Ausland) . 

Diese Papiere enthalten auch 
wesentliche Grundsätze für die CIMIC­
Kooperation zwischen Streitkräften, 
Regierungsorganisationen und Nicht­
regierungsorganisationen . 

2. Die neue Rolle der 
Bundeswehr 

Mit dem BVG-Urteil vom 12. Juli 
1994, das der Bundeswehr weltweite 
militärische Einsätze im Rahmen kol­
lektiver Sicherheitsbündnisse erlaubt, 
sofern der Deutsche Bundestag mit 
einfacher Mehrheit zustimmt, hat die 
Bundeswehr vom deutschen Parla-

ment eine neue Rolle im "erweiterten 
Aufgabenspektrum" erhalten. Die 
Teilnahme an der Bewältigung inter­
nationaler Krisen und Konflikte 
zusammen mit Verbündeten und Part­
nern ist nunmehr eine der Hauptauf­
gaben deutscher Streitkräfte. Einsätze 
der Bundeswehr außerhalb der Bünd­
nisverteidigung, z. B. im Rahmen der 
Vereinten Nationen (VN), sind damit 
wahrscheinlicher geworden. 

Friedensmissionen haben sich in 
den letzten Jahren zunehmend auf 
Einsätze verlagert, die nach Beendi­
gung eines Konfliktes die Umsetzung 
einer Verhandlungslösung unterstüt­
zen sollen . ClMIC-Kräfte fungieren in 
diesem Prozess als Scharnier zwischen 
Friedenstruppe und zivilem Umfeld. 
Einsätze der Bundeswehr im Rahmen 
der NATO sind im erweiterten Aufga­
benspektrum ohne ClMIC nicht mehr 
denkbar. Ziel aller CIMIC-Projekte 
oder -Aktivitäten ist aber die frühest­
mögliche Übernahme dieser Aufga­
ben durch zivile Träger und damit 
deren baldige Rückführung auf das 
für den militärischen Kernauftrag not­
wendige Maß. Mit dieser Tätigkeit 
tritt die Bundeswehr neben anderen 
verbündeten Streitkräften als "neuer 
Spieler" (Partner und/oder Konkur­
rent) in ihrem Stationierungsgebiet im 
Bereich der humanitären Auslands­
hilfe auf. 

3. Begriffsbestimmungen 

Der Gebrauch von Fachbegriffen bei 
Streitkräften und zivilen Akteuren mit 
unterschiedlichen, sich teilweise wider­
sprechenden Inhalten führt zu einer 
"babylonischen Sprachverwirrung" . Es 
muss versucht werden, eine gemeinsa­
me Sprachregelung zu finden . 

3.1 ZMZ - Zivil-militärische 
Zusammenarbeit 

ZMZ bezieht sich ausschließlich auf 
die zivil -militärische Zusammenarbeit 
in Deutschland, so z. B. auf die Kata­
strophenhilfe beim Oder-Hochwasser 
1997 oder das ICE-Zugunglück in 
Eschede 1998. Die Zusammenarbeit ist 
nach GG Art. 35 und in diversen VM­
Blättern bis ins Detail geregelt. Abge­
sehen von der gelegentlich einseitigen 
Berichterstattung der Medien zuguns­
ten der Bundeswehr ist die Zusam­
menarbeit in Deutschland unproble­
matisch und nicht Gegenstand der 
Erörterungen der Arbeitsgruppe. 
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3.2 Einsatz der Bundeswehr 
bei der zwischenstaatli­
chen und internationalen 
Katastrophenhilfe 

Seit über 30 Jahren werden Teile 
der Bundeswehr bei der zwi­
schenstaatlichen und internationalen 
Katastrophenhilfe eingesetzt. Dabei 
sollen Potenziale der deutschen Streit­
kräfte zum Einsatz kommen, über 
welche die privaten Hilfsorganisatio­
nen nicht oder nicht sofort verfügen. 
Beispielsweise haben 1985 Transali­
Maschinen der Bundeswehr während 
der Hungerkatastrophe in Äthiopien 
Menschen in den unzugänglichen 
Höhengebieten im "Dropping-Verfah­
ren" mit Getreide aus geringer Höhe 
und bei verminderter Geschwindigkeit 
versorgt. Das Gleiche galt bei dem Ein­
satz von Hubschraubern des Heeres im 
April 1991, bei dem Zehntausende von 
kurdischen Flüchtlingen mit Trinkwas­
ser, Lebensmitteln und Ärzteteams im 
unwirtlichen Gebirge von Kurdistan 
versorgt wurden . Diese Einsätze der 
Bundeswehr werden in Amtshilfe für 
das Auswärtige Amt durchgeführt 
und sind in der Regel unproblema­
tisch . Unterschiedliche Auffassungen 
gibt es jedoch, wenn, wie bei der Flut­
hilfe Anfang März 2000 in Mosambik 
geschehen, finanzieller Aufwand (ca . 
20 Mio. DM) und effektive Hilfe vor 
Ort nach Auffassung einiger AG-Teil­
nehmer auseinander klaffen. 

3.3 CIMIC - Civil-Military 
Cooperation 

Bei der Bundeswehr spricht man im 
Bereich der zivil -militärischen Zusam­
menarbeit von "CIMIC", wenn die 
eigene Truppe im Rahmen von "Peace 
Support Operations" (PSO) im Ausland 
eingesetzt ist. CIMIC dient sowohl der 
Gewinnung der Operationsfreiheit 
des Kommandeurs und dem Schutz 
der eigenen Truppe durch "Klimaver­
besserung" bei der Bevölkerung vor 
Ort und durch Ressourcen- und Infor­
mationsgewinnung als auch der zivi­
len Implementierung des VN-Frie­
densplanes durch u. a. Unterstützung 
von Wiederaufbaumaßnahmen, vorü­
bergehende Übernahme von Polizei­
aufgaben und Unterstützung der Vor­
bereitung von Wahlen. CIMIC hält sich 
im Rahmen der "Agenda for Peace" 
der Vereinten Nationen an das Kapitel 
IV "Friedenskonsolidierung in der 
Konfliktfolgezeit" , dessen Ziffer 55 
wie folgt lautet: "Um wirklich erfolg-
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Zusammenarbeit zwischen Arbeiter-Samariter-Bund (ASB) und Bundeswehr im 
Kosovo beim Wiederaufbau Foto: ASB 

reich zu sein, werden friedenschaffen­
de und friedenssichernde Einsätze 
auch umfassende Anstrengungen zur 
Ermittlung und Förderung von Struk­
turen beinhalten müssen, die geeig­
net sind, um in den Menschen ein 
Gefühl des Vertrauens und Wohlbefin­
dens zu fördern." 

4. Definition von humanitärer 
Hilfe 

Humanitäre Hilfe im engeren Sinn 
beinhaltet die Linderung der Leiden 
von Menschen, die durch Katastro­
phen, Kriege und Krisen in eine Notla­
ge geraten sind, die sie aus eigenen 
Kräften nicht bewältigen können. Die 
Hilfe erfolgt ohne Ansehen der ethni­
schen, religiösen und politischen 
Zugehörigkeit und ist an keine politi­
sche Bedingung geknüpft. Den am 
härtesten Betroffenen, meist Frauen, 
Kindern und älteren Menschen, wird 
an erster Stelle geholfen. Professionel­
le humanitäre Hilfe bezieht die Opfer 
in die Hilfsmaßnahmen mit ein und 
leistet angepasste Hilfe zur Selbsthilfe. 
Defizite bei den betroffenen Men­
schen werden gemindert und vorhan­
dene Kräfte werden gestärkt. Dem 
lokalen Einkauf ist, wenn möglich und 
sinnvoll, Vorrang gegenüber Importen 
einzuräumen. Die Hilfsmaßnahmen 
müssen kostengünstig und effektiv 
sein . Eine enge Beziehung zu den ört­
lichen Partnern ist von entscheidender 
Bedeutung, um die Nachhaltigkeit 

von Projekten sicherzustellen. Huma­
nitäre Hilfe darf mittel- und langfristig 
nicht zu einer Verschlechterung der 
Lage führen, wenn die helfende Orga­
nisation das Land verlässt (vgl. Punkt 
1.1-1.4). 

5. Bundeswehr und 
humanitäre Hilfe 

Die Bundeswehr ist aus zeitlichen 
und personellen Gründen nicht in der 
Lage, den gesamten Umfang der o. a. 
professionellen humanitären Hilfe zu 
leisten, wenn sie nicht ihren Kernauf­
trag, militärische Sicherheit zu 
gewähren, vernachlässigen will (vgl. 
"NATO-Konzept CIMIC 2000 - Zivil­
militärische Zusammenarbeit bei 
Einsätzen der Bundeswehr im Aus­
land" in "Notfallvorsorge", Ausgabe 
4/1999). Ein Teilnehmer ergänzte in 
diesem Zusammenhang, dass Abtei ­
lungs- und Referatsleiter der Hilfsor­
ganisationen auch nicht in der Lage 
seien, ohne Weiteres einen sinnvollen 
Operationsplan für den militärischen 
Einsatz der Streitkräfte zu entwickeln. 
Jeder Beruf fordere seine spezielle 
langjährige Ausbildung und entspre­
chende Fähigkeiten. Die Bundeswehr 
kann jedoch mittels ihrer Ausstattung 
und Ausbildung humanitäre Hilfe 
unterstützen. So ist es in den derzeit 
gültigen "Verteidigungspolitischen 
Richtlinien" vorgesehen: "Die Bundes­
wehr hilft bei Katastrophen, rettet aus 
Notlagen und unterstützt humanitäre ~ 
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Aktionen." Diese Unterstützung sollte 
subsidiär und komplementär sein . 

6. Der Einfluss der Politik auf 
die humanitäre Hilfe 

Die militärische Führung der Bun­
deswehr ist in ihrer Entscheidung, 
humanitäre Hilfe in bestimmten Fällen 
zu unterstützen, nicht frei . " Überge­
ordnete politische Gesichtspunkte" 
sind in nicht wenigen Fällen aus­
schlaggebend für den humanitären 
Einsatz der Bundeswehr. Entgegen 
den ursprünglichen Vorstellungen des 
BMVg wurde die Bundeswehr beauf­
tragt, für die Hilfeleistung in Mosam­
bik vier Hubschrauber, zwei Transall ­
Transportmaschinen und 120 Soldaten 
abzustellen . Der politische und öffent­
liche Druck auf die Bundesregierung 
war Anstoß für diesen Einsatz. Denn 
tagelang berichtete das ZDF über die 
verzweifelte Rettungsaktion der süd­
afrikanischen Luftwaffe mit dem 
Tenor, fünf Hubschrauber seien für das 
gewaltige Überschwemmungsgebiet 
zu wenig . Bundesaußenminister a. D. 
Klaus Kinkel äußerte die schärfste Kri­
tik an der Regierung: "Wir feiern hier 
Karneval und dort ertrinken Zehntau­
sende, wenn nicht Hunderttausende 
von Menschen" (SZ vom 3.2.2000). 

(Erinnert sei in diesem Zusammen­
hang an die bemerkenswerte Rede 
von Bundesminister Dr. Klaus Kinkei, 
die er am 1. September 1994 im Welt­
saal des Auswärtigen Amtes vor lei­
tenden Persönlichkeiten der deut­
schen Hilfsorganisationen hielt, in der 
er wesentlich mehr Mittel für huma­
nitäre Soforthilfe forderte und den 
Arbeitsstab H. H. im Auswärtigen Amt 
personell und materiell so ausstatten 
wollte, dass er als Koordinierungsstel ­
le bzw. als "Kopf und Hirn" der huma­
nitären Hilfe im Ausland fungieren 
könne. Nach der Bundestagswahl im 
Oktober 1994 hat er diese Gedanken 
nicht wieder aufgegriffen . Sie hätten 
die Grundlage für ein rascheres Rea­
gieren des Auswärtigen Amtes in 
Mosambik legen können .) 

Ein weiterer Gesichtspunkt für die 
Politik, die Bundeswehr im Bereich der 
zwischenstaatlichen Hilfe einzusetzen, 
ist die weitverbreitete Auffassung, 
dass deutsche Uniform und Flagge der 
sichtbarste Ausdruck für eine deutsche 
Beteiligung seien . 
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GS/CIMIC 
Stabilisierung der Lage 

Implementierung des VN·Friedensplanes 

Ressourcen 

Stationierung 

Streitkräfte 

lnformationsgewinnung 

Klimaverbesserung 

Unterstützung der zivillen 
Implementierung des 

Friedensvertrages 

7. Zentrale Aspekte zwischen 
CIMIC und humanitärer Hilfe 
durch Hilfsorganisationen 

7.1 Gemeinsame Aktivitäten 

Transportunterstützung 

- Nutzen von Kommunikations­
mitteln 

- Medizinische Unterstützung 

- Übernahme und Fortführung 
von Projekten 

- Militärische Absicherung von 
Hilfsmaßnahmen 

- Notfallevakuierung 

- Bau und Instandsetzung von 
Sozialeinrichtungen 

- Aufbau und Betreiben von 
Flüchtlingslagern 

- Gegenseitige Information 

- Gemeinsame Planspiele und 
Übungen 

7.2 Konfliktfelder (aus der 
Sicht der NGO's/GO's) 

- Führungsanspruch der Bundes­
wehr 

- Konkurrenz um die gleichen Geld­
geberorganisationen 

- Verdrängung der Hilfsorganisatio­
nen bei der humanitären Hilfe 

NGO's 
Hi lfe für die am meisten 

betroffenen QQfur 

Angepasste Hilre 

Hilfe zur SelbsthiIre 

Rehabilitierung 
Wiederaufbau 

DefIZite mindern, 
vorhandene Kräfte stärken 

Keine Vorbedingungen 

Kein Instrument der 
eigenen Außenpolitik 

- Unterschiedliche Positionen bei 
der Bezahlung der Unterstüt­
zungsleistung der Bundeswehr im 
Rahmen freier Kapazitäten 

- Gefährdung der Neutralität der 
NGO's bei der Zusammenarbeit 
mit der Bundeswehr bei Krisen 
und Konflikten. Dies gilt beson­
ders für den Fall, wo die Bundes­
wehr - im Gegensatz zum Post­
Conflict Peace-Building - in aktive 
Kampfhandlungen eingebunden 
ist, wie z. B. bei der Friedenser­
zwingung gegen Serbien. 

- Verschiedene örtliche Schwer­
punkte (größte Not ist z. B. nicht 
im Stationierungsgebiet der 
Bundeswehr) 

- Hoher technischer Standard der 
Bundeswehrhilfe, kein den Ört­
lichkeiten angepasster Standard, 
daher Schwierigkeiten bei der 
späteren Übernahme von Projek­
ten durch NGO's 

- Kurzfristige Einsätze der Bundes­
wehr, ohne die Nachhaltigkeit der 
Projekte sicherzustellen . 

7.3 Möglichkeiten einer ver­
besserten Zusammenarbeit 

- Das BMVg sollte prüfen, ob bei 
zukünftigen "Peace Support Ope­
rations" auf verschiedene Betäti­
gungsfelder, wie z. B. Häuserbau­
projekte durch Soldaten, verzich­
tet werden kann, wenn dafür 
auch erfahrene private Hilfsorga-
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nisationen, die GTZ oder das THW 
(Bauhofprinzip) zeitgerecht zur 
Verfügung stehen. 

- Die privaten deutschen Hilfsorga­
nisationen und die zivilen Regie­
rungsorganisationen (THW, GTZ) 
sollten in Absprache mit dem 
UNHCR gemeinsam üben, wie 
man größere Flüchtlingslager 
"schlüsselfertig" aufbaut und ver­
antwortlich führt, damit in 
Zukunft bei starken Flüchtlingsbe­
wegungen diese Aufgabe nicht 
wieder von Kräften der Bundes­
wehr ausgeführt werden muss. 
Die britische Hilfsorganisation 
OXFAM führt mit Teilnahme des 
UNHCR jährlich solche Übungen 
durch. Durch eine deutsche Initia­
tive würde die zivile Position des 
UNHCR erneut gestärkt. Teilneh­
mer der Arbeitsgruppe forderten 
eine deutliche Stärkung des zivi­
len UNHCR gegenüber der NATO 
durch die Bundesregierung. 

- Die Bundeswehr und die einge­
setzten militärischen Führer vor 
Ort müssen sich noch mehr daran 
gewöhnen, die Vertreter der Hilfs­
organisationen nicht als aus­
führende Organe, sondern als 
selbständige, gleichberechtigte 
Partner zu sehen. 

- Hilfsorganisationen und die Bun­
deswehr sollten sich vor Ort ver­
mehrt über ihre Aktivitäten infor­
mieren, damit Duplizitäten ver­
mieden werden . 

- Die in Koblenz begonnenen Infor­
mationsgespräche zwischen den 
privaten Hilfsorganisationen, Re­
gierungsorganisationen (THW, 
GTZ) und G5/CIMIC des HFüKdo 
sollten weiter durchgeführt wer­
den. Sie dienen der Abstimmung 
im Stationierungsgebiet der Bun­
deswehr und verbessern das 
gegenseitige Verstehen . Sie sind 
keine Konkurrenzveranstaltung 
zum Koordinierungsausschuss Hu­
manitäre Hilfe beim Auswärtigen 
Amt, der sich federführend mit 
der weltweiten humanitären Aus­
landshilfe befasst. 

- Vertreter der Hilfsorganisationen 
sollten den Auftrag der Bundes­
wehr im Rahmen von Friedensmis­
sionen der Vereinten Nationen 
besser verstehen lernen und sich 
mit dem Inhalt der "Agenda for 
Peace" intensiver befassen. Dabei 
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wäre es von Nutzen, wenn sie 
erkennen würden, dass die Bun­
deswehr auf demokratischen 
Grundwerten basiert und der 
Wahlspruch des Heeresführungs­
kommandos folgerichtig "Planen, 
Führen, Helfen" lautet. 

- Vertreter der Bundeswehr, Kom­
mandeure und Kompaniechefs 
vor Ort sollten sich mit der Kom­
plexität der professionellen huma­
nitären Hilfe und der Entwick­
lungszusammenarbeit intensiver 
befassen. Die VN-Ausbildung an 
der Infanterieschule in Hammel­
burg muss sich auch den Grund­
satz- und Einsatzparametern der 
zivilen Akteure zuwenden, um die 
Vorgehensweise der zivilen Hilfs­
organisationen und der staatli­
chen Organisationen (THW/GTZ) 
besser zu verstehen. 

8. Gemeinsame Öffentlich­
keits- und Medienarbeit 

Die Medienberichterstattung in 
den letzten Jahren zeigt, dass die Ver­
treter der Medien dem Einsatz der 
deutschen Streitkräfte bei CIMIC- und 
Katastropheneinsätzen ein überpro­
portionales Gewicht beimessen und 
dabei der Rolle und den Wirkungen 
der gleichzeitig tätigen deutschen 
staatlichen Organisationen (THW, 
GTZ) und den hervorragend arbeiten­
den privaten Hilfsorganisationen nicht 
gerecht werden. Die NGO-Szene fällt 
in ein "Medienloch" mit signifikant 
negativen Auswirkungen auf das 
Spendenaufkommen. Dies liegt im 
Wesentlichen an dem internen 
Mediengesetz der Nachrichtenfakto­
ren (vgl. Galtung/Ruge 1965). Wenn 
eine Hilfsorganisation sinnvolle Hilfe 
leistet, ist das normal. Wenn dagegen 
eine Organisation, deren Ausbildung 
und Ausrüstung auf bewaffnete Kon­
flikte ausgerichtet ist, spektakuläre 
Hilfe leistet, dann ist das eine Mel­
dung und/oder Reportage wert. Hinzu 
kommt, dass der professionelle Presse­
und Informationsstab der Bundeswehr 
auf allen Kommandoebenen Hub­
schrauber für die Medienberichter­
stattung zur Verfügung stellen kann. 

Dieser Umstand hat zur Folge, dass 
humanitäre Auslandshilfe mit der Hil­
fe durch die Bundeswehr bei den 
Medienkonsumenten assoziiert wird. 
Hier bedarf es einer konzertierten 
Aktion der deutschen NGO's/GO's 
gegenüber den Medienvertretern, um 

darüber zu informieren, dass huma­
nitäre Hilfe weit mehr ist als spekta­
kuläre Soforthilfe durch die Streitkräf­
te. Ferner sollte die Bundeswehr - wie 
bei der 2. G5/CIMIC-NGO/GO-Tagung 
am 06.11.99 in Koblenz besprochen -
bei der Selbstdarstellung gegenüber 
den Medien, Parlamentariern und 
dem eigenen Minister die Leistungen 
der NGO's/GO's ausdrücklich erwäh­
nen, wenn diese bei gemeinsamen 
Projekten mitgearbeitet haben. Es 
darf nicht der Eindruck entstehen, 
dass außer der Bundeswehr niemand 
mehr humanitäre Hilfe leistet. 

9. Gleichberechtigte 
"Allianz der Akteure" 

Empfindlichkeiten, "Grundsätzliche 
Überlegungen" und Konkurrenzden­
ken sollten nicht so weit getrieben 
werden, dass das "deutsche Modell" 
der eigenverantwortlichen, partner­
schaftlichen, subsidiären und komple­
mentären Zusammenarbeit konterka­
riert wird . Ein Blick auf das dirigisti­
sche Interventionsmodell der Verei ­
nigten Staaten (PDD 56) könnte bei 
der Diskussion auf der geplanten 
Klausurtagung des Koordinierungs­
ausschusses H. H. sehr hilfreich sein . 
Bei den weiteren Gesprächen ist es 
von großer Bedeutung, dass die Teil­
nehmer möglichst die gleichen Begrif­
fe verwenden. Dies würde das gegen­
seitige Verstehen fördern, auch im 
übertragenen Sinn. Ferner scheint es 
unerlässlich, einen zu erarbeitenden 
"Code of Conduct" und/oder "Richtli­
nien für die Zusammenarbeit" offen­
siv gegenüber den verantwortlichen 
Politikern zu vertreten. Andernfalls 
würde sich die Frage stellen, welchen 
Sinn ein sorgfältig ausgearbeiteter 
"Code of Conduct" hätte, wenn - wie 
in der Vergangenheit gezeigt - häufig 
vereinbarte Regeln durch die verant­
wortlichen Politiker, die Entschei­
dungsträger, aus "übergeordneten 
Gesichtspunkten" nicht beachtet wür­
den. 

10. Das gemeinsame Ziel 

Bei allen Unterschieden in der 
Arbeitsweise und "Philosophie" sollte 
zwischen der Bundeswehr, den staatli­
chen Organisationen (THW, GTZ) und 
den privaten Hilfsorganisationen das 
gemeinsame Ziel nicht aus den Augen 
verloren werden, den betroffenen 
Menschen vor Ort zu helfen und sie in 
eine sichere Zukunft zu begleiten . 

31 



Einsatzkleidung 
"Bonn 2000" 

Der Gerolsteiner Schutz- und Ein­
satzkleidungshersteller Geilenkothen 
(GSG) hat kürzlich eine positive Bilanz 
der neuen DRK-Einsatzkleidung mit 
dem Namen Bonn 2000 gezogen. Auf 
der Messe Rescue in Stuttgart präsen­
tierte das Unternehmen die neuen 
Modelle, die schon im Einsatz ist, 
bereits zum zweiten Mal. 

Dass die Resonanz so groß sei, liege 
vor allem daran, dass die Verbände 
des DRK mit überwältigender Mehr­
heit Konzept, Outfit und die neue 
Corporate Identity der Einsatzklei ­
dung befürworteten und bejahten . 

Neben der Akzeptanz der neuen 
Einsatzkleidung im original DRK-Pyr­
montrot ist nach Angaben des Herstel­
lers in letzter Zeit mehrfach der 
Wunsch laut geworden, die Einsatz­
kleidung auch als "zertifizierte Warn­
schutzkleidung" in der Warnfarbe 
Leuchtrot RAL 3024, zu beschaffen . 
Nach aktuellem Beschlussstand des 
Bundesausschusses in Bonn sei jedoch 
eine Novellierung der Beschaffungs­
richtlinie "Einsatzkleidung 2000", nun 
auch als zertifizierte Warnschutzklei­
dung, "derzeit kein Thema". 

,.Fit für den Einsatz": Modelle der 
neuen Einsatzkleidung "Bonn 2000". 
Foto: GSG 
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Gleichzeitig habe der Bundesaus­
schuss die Darstellungsmöglichkeiten 
des reflektierenden Rückenschildes 
(ursprünglich für die Darstellung der 
Organisationsform gedacht) für die 
Bereitschaften allgemein auf die 
Bezeichnung en "Arzt, Ärztin, Not­
arzt, Notärztin" und für die Rettungs­
dienste zusätzlich "Ltd . Notarzt, Ltd . 
Notärztin bzw. Org.-Leiter" reduziert. 

Lokale Katastrophe 
globalen Ausmaßes 

Manche Wissenschaftler halten 
Eruption im Yellowstone-National­
park (US-Bundesstaat Wyoming) für 
überfällig 

Unter dem Yellowstone-National­
park brodelt eine gewaltige Magma­
Kammer. Wenn dieser Vulkan aus­
bricht, so befürchten Forscher, droht 
eine weltweite Katastrophe. Alarmiert 
zeigen sich Vulkanologen und andere 
Wissenschaftler vor allem deshalb, 
weil die Eruption der Lava-Bombe 
"überfällig" ist. 

Trotz ständiger Beobachtung der 
Magma-Kammer mittels GPS-Messsta­
tionen reicht die Kenntnis der For­
scher nicht aus, um die entscheidende 
Frage zu beantworten: Wann bricht 
der Supervulkan das nächste Mal aus? 

Der kalifornische Wissenschaftler 
Christiansen stellte bei Untersuchun­
gen früherer Vulkanausbrüche im Yel­
lowstone-Nationalpark fest, dass alle 
Eruptionen einen Zyklus aufweisen: 
Etwa alle 600.000 Jahre geschieht 
dies. Beunruhigend: Die letzte, heute 
noch auf Satellitenbildern sichtbare 
Caldera (ein kesselartiger Vulkankra­
ter) tat sich vor 630.000 Jahren auf. 
Daher, so die Befürchtung mancher 
Forscher, muss jederzeit mit einer neu­
en Explosion gerechnet werden. 

Der englische Vulkanologe Bill 
McGuire vergleicht den Nationalpark 
mit dem brüchigen Deckel eines 
gigantischen Schnellkochtopfs. Darun­
ter brodelt das vermutlich weltweit 
größte vulkanische System, ein gewal­
tiger Magma-Pilz. Der zähflüssige 
Gesteinsbrei in der 50 x 80 km großen 
Kammer ist ständig in Bewegung, die 
Erdkruste schmilzt immer weiter auf. 

Crashgefahr über den Wolken 
gewachsen 

Zehn Mal knapp an der 
Katastrophe vorbei 

Foto: OsKorn-Archiv 

Zehn Mal sind sich Flugzeuge im 
Jahr 1999 über Deutschland so nahe 
gekommen, dass "akute Zusammen­
stoßgefahr" drohte. Elf Mal gab es 
Annäherungen, bei denen die Sicher­
heit nicht geWährleistet war. Dies mel­
dete unlängst die Deutsche Flugsiche­
rung . Den 21 "Flugzeugannäherun­
gen" des Jahres 1999 stehen 17 An­
näherungen im Jahr 1998 gegenüber. 

Nach Auffassung der Flugsicherung 
zählt der deutsche Luftraum t rotz des 
Anstiegs "zu den sichersten der Welt" . 
Sie beruft sich hierbei auf die Exper­
tenkommission "Aircraft Proximity 
Evaluation Group". Danach trug für 
fünf der Annäherungen die Flugsiche­
rung die Verantwortung. Die restli­
chen gingen auf das Konto von Pilo­
ten. Einige der Beinahe-Zusammen­
stöße betrafen keine Flugzeuge von 
Fluglinien, sondern von Privatpiloten, 
die nach Sichtflugregeln flogen und 
nicht von der Flugsicherung kontrol­
liert werden. 

Der Flugverkehr über Deutschland 
hat 1999 um 5,8 Prozent auf 2,46 Mil ­
lionen Instrumentenflüge zugenom­
men. (gw) 
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Richard Preston: Cobra 

Droemer-Knaur Verlag, 
München 1998 

432 Seiten, 39,90 DM 
ISBN 3-426-19474-0 

Der Amerikaner Richard Preston ist 
Naturwissenschaftler. 1954 geboren, 
studierte und promovierte er an der 
Princeton University. Sein erstes Buch, 
ein Sachbuch über das Ebola-Virus mit 
dem Titel "The Hot Zone" wurde ein 
Bestseller. Im März 1998 erregte Pre­
ston mit einem Interview des russi­
schen B-Waffen-Experten Dr. Kanatjan 
Ailibekow alias Ken Alibek weltweit 
Aufsehen . In ihm wies er auf 
erschreckende Weise nach, dass die 
ehemalige Sowjetunion ein riesiges 
geheimes Unternehmen aufgebaut 
hatte, das als "Das System" oder unter 
der Bezeichnung "Biopreparat" fir­
mierte. Alibeks Spezialität: die Züch­
tung und Verbreitung von Milzbrand­
sporen. 

Nach dem Zusammenbruch wech­
selte er in die USA, Kollegen von ihm 
boten ihre Dienste im Irak und in Liby­
en, in Indien und Pakistan, in Israel, im 
Iran, in Laos, Kuba und Syrien an, wo 
sie noch heute tätig sind. Nicht Uto­
pia, sondern Tatsachen stecken hinter 
diesen Erkenntnissen. Der Giftgasan­
schlag der Aum-Shinrikyo-Sekte 
("Höchste Wahrheit") am 20. März 
1995 auf die U-Bahn von Tokio wurde 
zum Beweis, zu was Menschen fähig 
sind. 

Das alles beschreibt Preston in 
"Cobra". Der entlassene Wissenschaft­
ler mit dem Decknamen "Archimedes" 
baut in seiner Wohnung ein Biolabor 
auf. Dort entwickelt er Viren, die über 
die Luft ins Gehirn dringen, dieses zer­
stören, unheilbar und tödlich sind. 
Cobra macht Menschen aggressiv, ver­
anlasst sie zu töten, sich selbst zu ver­
stümmeln. Die Fälle beginnen in New 
York. Ein junges Mädchen und ein 
Penner sterben unabhängig voneinan­
der einen fürchterlichen Tod. Dies 
führt zum Aufbau einer Sondereinheit 
des FBI, die den Virenangriff abzu­
wehren hat. Zum Team gehören auch 
Mikrobiologen, die bei der UNO-Missi­
on zur Überprüfung von B- und C­
Waffen, UNSCOM, im Irak im Einsatz 
waren. Da wird der Roman plötzlich 
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zum hochpolitischen Tatsachenbe­
richt, der das Katz- und Maus-Spiel, 
das Saddam Hussein mit den UN­
Inspektoren betreibt, dramatisch schil­
dert, Zorn ob der Hilflosigkeit der 
Weltgemeinschaft gegenüber Dikta­
toren aufkommen lässt. 

Preston verzichtet in dieser Passage 
auf jede Übertreibung, schildert statt 
dessen mit penetranter Genauigkeit 
Labors und deren Einrichtungen und 
die russischen Söldner im Dienst des 
Irak. 

"Cobra" ist eine spannende 
Mischung von Roman und fachlicher 
Recherche, von Fiktion und bitterer 
Wahrheit, von Abendlektüre und 
Sachfragen an den Staat. Bill Clinton 
soll nach der Lektüre die Geheim­
dienstexperten der USA angewiesen 
haben, die Glaubwürdigkeit der 
geschilderten Sachverhalte zu über­
prüfen. Dies geschah auf einer Wis­
senschaftskonferenz im Frühjahr 1998. 
Und der amerikanische Präsident ent­
schied noch etwas anderes: Auf seinen 
Vorschlag stellte das Repräsentanten­
haus einen Etat von 900 Millionen US­
Dollar zur Untersuchung von B- und 
C-Waffen-Einsätzen zur Verfügung. 

Offensichtlich haben deutsche Poli­
tiker Prestons Bücher ebensowenig 
gelesen wie Tatsachenberichte, die im 
Bundessprachenamt übersetzt wur­
den. Wir begnügen uns mit einem 
Haushaltsansatz von 13 Millionen DM. 

Horst Schöttler 

Tim Trevan: 
Der unsichtbare Tod. Im 
Einsatz gegen Saddams 
Geheimwaffen. 

Econ Verlag, München und 
Düsseldorf, 1999 

464 Seiten, 39,90 DM 
ISBN 3-430-19140-8 

Tim Trevan war vier Jahre als briti ­
scher Diplomat oberster Berater und 
Sprecher der UN-Sonderkommission 
zur Zerstörung von Massenvernich­
tungswaffen im Irak (UNSCOM). Er 
nahm an allen hochrangigen Ver-

handlungen mit dem Irak, anderen 
Staaten, den Vereinten Nationen und 
deren Sicherheitsrat teil. Trevan 
beschreibt den Beginn der Sanktionen 
gegen den Aggressorstaat Irak, nach­
dem dieser am 2. August 1990 das 
benachbarte Kuwait annektiert hatte 
und in der Operation "Desert Storm" -
16. Januar bis 28. Februar 1991 - vor 
den Koalitionsstreitkräften militärisch 
kapitulieren musste. 

Im Frühjahr 1992 landete eine 
Transall C-160 der Bundesluftwaffe, 
weiß lackiert und mit dem Emblem 
der UNO gekennzeichnet, im Irak. An 
Bord eine hochrangige Delegation, zu 
der auch der Autor, Tim Trevan, gehör­
te. Im Auftrag des UN-Sicherheitsrates 
sollte sie Beweise liefern, dass im Irak 
Massenvernichtungswaffen, darunter 
biologische Waffen, hergestellt wer­
den. Trotz der Verpflichtung der Ira­
ker zur uneingeschränkten Zusam­
menarbeit mit den Inspektoren verzö­
gerten, verhinderten, torpedierten die 
Gefolgsleute von Saddam Hussein von 
Anfang an die Untersuchungen und 
Ermittlungen. Auch die Experten der 
IAEO (Internationale Atomenergieor­
ganisation) wurden getäuscht und 
schikaniert. Dazu gehörten beispiels­
weise Maßnahmen wie das mehrtägi­
ge Festhalten von Inspektoren mit 
Waffengewa It, das widerrechtl iche 
Eindringen irakischer Soldaten in ent­
militarisierte Zonen, um belastendes 
Material wie Labors zu zerstören bzw. 
Raketenabschussrampen zu entfernen 
oder das Verzögern zum Zugang von 
Anlagen um bis zu 17 Stunden. 

Trotz dieser permanenten Verstöße 
gegen die Resolution 687 ("Waffen­
stillstandsresolution") des UNO-Sicher­
heitsrates, die u. a. die Vernichtung 
der irakischen Massenvernichtungs­
waffen und Langstreckenraketen 
sowie die Errichtung einer künftigen 
anhaltenden Überwachung und Verifi­
kation der Einhaltung dieses Verbots 
von Waffen und Flugkörpern vor­
schreibt, erzielen die Inspektoren 
bedeutende Erfolge bei der Auf­
klärung und Entdeckung der iraki­
schen Arsenale. So werden z. B. hoch­
angereichertes Uran (7/91) und schwe-
res Wasser (9/91) gefunden, durch das 
erste Chemiewaffen-Vernichtungs­
team 463 122-mm-Raketen, die rd . 2,5 
t des Nervenkampfstoffes Sarin enthal­
ten, vernichtet (2-3/92), 45 Einrichtun­
gen und 10 Gebäude zur Produktion 
von Flugkörpern (4/92) oder Uran­
Anreicherungsanlagen (7/92) zerstört. ~ 
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Angesichts der Untersuchungserfolge 
und -beweise legt der Irak im August 
1995 eine rd . 680.000 Seiten umfassen­
de Dokumentation seiner früheren 
Waffenprogramme vor. Trotzdem stört 
das irakische Reg ime die UNSCOM und 
IAEO-Missionen ab 1996 so nachhaltig 
und massiv, dass der Sicherheitsrat den 
Bericht des UNSCOM-Teams, es könne 
sein Abrüstungsmandat nicht mehr 
erfüllen, am 15. Dezember 1998 ent-

'k§li·UE"E' 
Hans Georg Dusch, von 1985 bis 

1996 Präsident des Bundesamtes für 
Zivilschutz und seither Präsident des 
Bundesamtes für die Anerkennung 
ausländischer Flüchtlinge, ist gestern 
(= 3. Mai 2000, die Red .) - sechs Mona­
te nach seiner Abberufung - in den 
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18. Fortbildungstagung 
für Notfallmedizin der 
Arbeitsgemeinschaft der 
in Bayern tätigen 
Notärzte (agbn) 

vom 12. - 15. Oktober 2000 
in Würzburg 

Vom 12. bis 15.10.2000 findet im 
Congress Centrum Würzburg die 18. 
Fortbildungstagung für Notfallmedi­
zin der Arbeitsgemeinschaft der in 
Bayern tätigen Notärzte e. V. (agbn) 
statt. 

Themengruppen: 

• Zusammenarbeit Luft-/Bodenret­
tung aus medizinischer Sicht 

• Zusammenarbeit Luft-/Bodenret­
tung aus organisatorischer Sicht 

• Technische und organisatorische 
Aspekte der Luftrettung 
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gegen nehmen muss. Schon vorher -
am 31 . Oktober 1998 - wurde die UNS­
COM-Mission durch Saddam Hussein 
einseitig beendet. 

Der ehemalige britische Sonderkom­
missar Trevan deckt das "Spiel" des ira­
kischen Diktators auf und demaskiert 
ihn als "Friedensstifter". Sein Tatsa­
chenbericht informiert detailliert über 
den Alltag der UN-Inspektoren und ihr 
Geschick, den Hindernissen der Iraker 

Ruhestand verabschiedet worden . 
Innenminister Schily hob bei einer Fei­
erstunde Duschs "hohes Engage­
ment", sein "Fachwissen" und seine 
"ausgeprägte Dialogbereitschaft" her­
vor. Auskünfte über die Gründe für 
Duschs überraschende Abberufung 

Seminare: 

• Allgemeine Probleme der Organisa­
tion des Notarztdienstes 

• Crew-Resource-Management 

• Narkose im Rettungsdienst mit 
praktischen Übungen am Notfallsi­
mulator 

• LNA-Seminar "Führen" 

• EKG-Interpretation zur Lyse-Vorbe­
reitung 

• Einsatzleitung bei Massenanfall 

• Expertengespräch: Analgo-Sedie­
rung in der Notfallmedizin 

• Lehrgang: Intensiv-Transport (eige­
nes eintägiges Programm) 

Industrieforum: 

• Stellenwert neuer HÄS-Paparatio­
nen 

• Beta-Blocker beim Koronarsyndrom 

• Neue Thrombolystika für die Not­
fallmedizin 

Fachwissen, Teamgeist und Durchhal­
tevermögen entgegenzusetzen. 

Tim Trevan, zuletzt als Analyst am 
International Institute for Strategie 
Studies in London tätig, vermittelt 
aber auch die erschreckende Erkennt­
nis, dass das irakische Waffenpro­
gramm noch längst nicht vollständig 
enttarnt oder gar vernichtet ist. 

Horst Schöttler 

lehnte er ab. Dem 63-Jährigen (richtig: 
Jahrgang 1935, die Red.) waren Kon­
takte zur kolumbianischen Guerilla­
Gruppe ELN und zu dem Privatagenten 
Werner Mauss vorgeworfen worden. 
(dpa/ddp, Meldung vom 4. Mai 2000) 

• Systembeschreibung AWIGS für 
Notärzte 

Rahmenprogramm: 

Während der Tagung findet ein 
umfangreiches Rahmen- und Kinder­
programm statt. 

Auskunft und Anmeldung: 

Arbeitsgemeinschaft der in Bayern 
tätigen Notärzte 

Frau Ulrike Götz 

Josef-Schneider-Str. 2 

D-97080 Würzburg 

Telefon: 0931/201-5128 

Telefax: 0931/201-3354 

e-mail: Sefrsekr@anaesthesie. 
uni.wuerzburg.de 

Teilnehmergebühren: 

• DM 150.- für Nichtmitglieder 

• DM 100.- für Mitglieder der agbn 
und der in der BAND zusammenge­
schlossenen Notarzt-Arbeitsge­
meinschaften 
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